Externes Rechnungswesen II

Kapitel 1. 

Externes Rechnungswesen:
hat andere Adressaten als internes Rewe, der Hauptabschluss ist für externe Leute z.B. Banken, Finanzamt, FK Geber, Lieferanten, Arbeitnehmer...für Arbeitgeber eher nicht weil er durch int. Rewe bessere Informationen hat. Weil externe Angaben informativ sein sollen gibt es Vorschriften. 

Internes Rechnungswesen:
hat keine rechtlichen Vorschriften es für den Unternehmer selbst ist, ist ein Hilfsmittel des Kaufmanns. 

( ca. 40.000 Unternehmenszusammenbrüche jährlich in Dt.!
§ 238 HGB : Jeder Kaufmann ist verpflichtet, Bücher zu führen und in diesen seine Handlesgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen ordnungsgemäß Buchführung ersichtlich zu machen. Die Buchführung muss so beschaffen sein, dass sie einem Sachverständigen Dritten innerhalb angemessener Zeit einen Überblick über die Geschäftsvorfälle und über die Lage des Unternehmens vermitteln kann.....

§ 1 HGB:
Kaufmann ist wer ein Handelsgewerbe betreibt und Unternehmen die in kaufmännischer Weise einen eingerichteten Geschäftsbetrieb haben. 
§ 140 / 141 der AO (Abgabenordnung) ist das Steuergesetz allgemein. Danach ist jeder steuerpflichtig abgeleitet (deritativ) aus § 238. Hinzu kommt die originäre Buchführungspflicht die somit auch zu Steuerabgabe verpflichtet. 

- Dazu zählen Land und Forstwirte die einen Jahresgewinn > 25.000 Euro haben

- Außerdem Gewerbetreibende die keinen eingerichteten Geschäftsbetrieb haben also nicht 

   unter § 238 aber einen Jahresumsatz > 260.000 Euro haben

Erst nach einem Bescheid des Finanzamt beginnt oder endet die Buchführungspflicht!!! Der 

Bescheid gilt für das folgende Geschäftsjahr!!!

Kapitel 1.2

Interessenslage des HGB:
speziell noch in Dt. Schutzwirkung gegenüber dritten, also Geschäftspartner der Kaufmanns sind zu schützen. In den USA gilt die Shareholder Value, es werden also die Aktionäre geschützt. Das heisst, in Dt. wird wenig Vermögen ausgewiesen, auch wegen NWP, Gewinndrosselung. Denn kleine Gewinne= wenig ans Finanzamt, wenig an Aktionäre, Geld bleibt im U.( dritte wie Lieferanten wissen U ist liquide, Schutz für dritte! In USA werden Shareholder geschützt, hohe Gewinne ausgeschrieben. Tendenz geht zu USA Modell!

Interessenslage des Steuerrechts:
ist die Einnahmequelle des Staates

Einheitsbilanz möglich? A: nein

Wiederholung:

F: Wer ist nach HGB zur Buchführung verpflichtet?

A: Kaufleute mit dem Merkmal dass sie Gewerbe betreiben und eingerichteten 

     Geschäftsbetrieb haben.

F: Wer ist nach dem Steuerrecht Bücher zu führen verpflichtet?

A: - Kaufleute, deritativ, abgeleitet aus HGB

· hier erstmalig aufgeführt, originär, > 260.000 Umsatz

        >  25.000 Gewinn

· Gewerbetreibende / Land und Forstwirte

Beispiel ab wann man steuerpflichtig wird:

Jahr 2000 > 260`oder 25`( erst am 12.03.02 abgegeben ( am 18.09.02 bearbeitet ( BF ab 2003

Jahr 2001< 260`oder 25`( beeilt am 8.6.02 abgegeben ( 18.12.02 bearbeitet ( BF entfällt

Steuererklärung muss bis zum 31. Mai abgegeben werden, mit Steuerberater im September. Wenn man Geld Grenze überschreitet das Finanzamt aber keinen Bescheid für Buchführungspflicht herausgibt, keine BF notwendig. 

Kapitel 1.1.2

a) Grundsatz der Maßgeblichkeit:
(§5 I 1 EstG)
Handelsrechtliche Vorschriften für den Jahresabschluss und die Buchführung sind auch maßgeblich für das Steuerrecht! Handelsbilanz ( Steuerbilanz

§ 5 I 1 EstG:
Gewerbetreibende die aufgrund gesetzlicher Vorschriften....

Beispiel dass Handelsrecht über Steuerrecht steht: Maschine linear abschreiben:

Ich habe drei Möglichkeiten die Maschine abzuschreiben (linear, degressiv, 

Leistungsbezogen). Wenn ich mich linear entscheide für die Buchführung nach HGB muss 

ich die Maschine mit diesen Werten auch in der Steuerbilanz ausweisen. Obwohl ja dort 

degressiv besser wäre. Ich darf nicht für steuerliche Zwecke wechseln. 

b) umgekehrte Maßgeblichkeit:

(§5 I 2 EstG)

Steuerliche Wahlrechte bei der Gewinnermittlung sind in Übereinstimmung mit der 

Handelsbilanz auszuüben. 

Beispiel wenn steuerliches Geschenk des Staates eine Steuerbilanz vorgibt:

Für Unternehmen die Osten investierten, gab es Sonderabschreibungen.

Normal: Maschine 1.000.000 linear 100.000 oder degressiv 300.000 abschreiben

Neu: zu Beginn –50% sonder Afa und dann – die normale lineare auch noch im 1 Jahr also – 10%, das bedeutet im ersten Jahr 600.000 abgeschrieben, Wert 400.000. Das Geschenk hierbei ist, dass man die Maschine so früh, so hoch abschreiben darf also früh Steuerersparnisse hat. Richtiges Geschenk wenn Steuern danach sinken wie Körperschaftssteuer von 40 auf 25%.  Danach muss man auch weiterhin 9 Jahre die 400.000 abschreiben. Wahlrecht ist also:

· 600.000 mit Sonder Afa und linear

· 100.000 linear

· oder 300.000 mit degressiver Methode

Wenn man die erste Möglichkeit wahrnimmt ist Steuerrecht zuerst also muss man es auch so in Handelsbilanz ausweisen, mit 400.000. ( Umgekehrte Maßgeblichkeit

Wenn man von Steuergeschenk annimmt aber trotzdem einen andere HaBil macht, also 2 Bilanzen einreicht die in diesem Punkt verschieden sind, dann zählt die HaBil ( Maßgeblichkeit) und von dem und der Steuerliche Vorteil wurde nicht angewandt.

c) Gegensätzlichkeit

(Unvereinbarkehit)

Handelsbilanz ( Steuerbilanz !!! Denn sonst wäre ja auch Einheitsbilanz möglich.

Beispiel für Gegensätzlichkeit  bei drohendem Verlust aus schwebenden Geschäften:

Drohender Verlust aus schwebendem Geschäft bedeutet beide haben noch nicht geleistet. Also § 433 ja aber § 929 nicht. In der Handelsbilanz muss man nach § 249 I 1 HGB diesen Verlust ausweisen, nämlich eine Rückstellung bilden. In der Steuerbilanz hingegen nicht. 

§ 5 IV a EstG. ( zeigt keine Einheitsbilanz.
( Der Maßgeblichkeitsgrundsatz wird bald verschwinden. Er ist jetzt schon durchlöchert. 

 In  USA, GAAP General American Accounting Policy

In Europa, IAS International Accounting Standard, Privater Verein für vereinheitlichung in Europa

Kapitel 1.2.3

Zwei völlig identische unternehmen müssten eigentlich auch die gleiche Bilanz haben. Aber durch Wahlrechte und Spielräume können sie komplett anders sein. Deutschland hat die grössten Spielräume weltweit. Es gibt 3 Kategorien der Wahlrechte:

1. Bilanzierungswahlrechte ( Handelsrechtlich)

Der Kaufmann kann entscheiden, ob er einen Sachverhalt mit in die Bilanz aufnimmt oder nicht. Dadurch anderes Bilanzbild, Gewinnbeeinflussung. ( §246 gegen § 248 II)
Beispiel 1 : 
Der Firmenwert 
( siehe § 248 II
Dies ist der Wert des Namens/ der Bekanntheitsgrad. Etwa Mc Donalds oder Coca Cola. Dieser ist relevant wenn das Unternehmen aufgekauft wird. Der FW ist das Betriebsklima, das Logo, der Name, Belegschaft.. kann nachher nicht mehr unterteilt werden. Rechenbeispiel:

Rechenbeispiel von Blättern einfügen

Als Eigentümer habe ich nun Wahlrecht, ob ich 0,5 FW in Bilanz nehme, dann Aktiv Seite 8,5 oder nicht dann 8,0 bei Aktiv, der Firmenwert ist dann wie Aufwand. Wenn man FW aktiviert wird er abgeschrieben und wird zu stiller Reserve. Der neue Käufer schafft evtl. neuen Firmenwert. Nur der gekaufter Firmenwert darf bilanziert werden, nicht der selbst geschaffenen sonst zu grosse Manipulationsgefahr.  (??? Letztes nachfragen
Das Steuergesetz hingegen verpflichtet dazu, den FW zu aktivieren. Also ist es entweder Gegensätzlichkeit Prinzip ( U. wählt er nimmt FW nicht in HaBil aber er muss in SteuBil) oder Maßgeblichkeitsprinzip ( er nimmt also FW mit in HaBil dann gilt dies auch für SteuBil)

Beispiel 2:
Disagiowahlrecht:

§ 250 III HGB
Darlehen 100.000

Bank zahlt 95.000 aus

Disagio 5.000 


(Zinsvorauszahlung/Bargeldgebühr)

Unternehmer hat die Wahl Disagio zu aktivieren oder es als Zinsaufwand auszuweisen. 

Das Steuerrecht wiederum verpflichtet zu Aktivierung. Dadurch entweder wieder Gegensätzlichkeitsprinzip (Er aktiviert es nicht in HaBil muss aber in SteuBil) oder es ist Maßgeblichkeitsprinzip (er aktiviert es in HaBil und muss auch in SteuBil).

( Das Disagio und der Firmenwert sind  Handlesrechtlich Aktivierungswahlrechte aber dann steuerrechtlich Aktivierungsgebote. Denn sie haben große Auswirkung auf den Gewinn. Wenn man sie aktiviert sind sie neutral. So ist es steuerrechtlich vorgeschrieben. Der Gewinn bleibt also hoch und der Fiskus bekommt viele Steuern. Ansonsten käme es in die GuV und wäre Aufwand welcher den Gewinn drosseln würde. 

Beispiel 3:
Rückstellungswahlrecht
(für unterlassene Instandhaltung) § 249 I 3. HGB
Dies ist der Fall wen Unternehmer die Instandhaltung beispielsweise einer Maschine vom letzten Jahr noch nachholen muss. Das kann sein weil er ein Großauftrag hat und die Maschine laufen lassen muss oder weil auf dem Dach was repariert werden soll Schnee liegt.  In den ersten 3 Monaten des folge Jahres muss ich nach Habil eine Rückstellung bilden. Es herrscht noch Maßgeblichkeitsgrundsatz. Die Arbeit muss dafür in den ersten 3 Monaten auch beendet sein. In den Monaten 4 – 12 darf ich eine Rückst. bilden und über 12 Monate danach gilt ein Rückstellungsverbot. Das Steuerrecht hingegen geht allgemein von einem Passivierungsverbot aus. 

Beispiel 4:
Rückstellung für Großreparaturen

§ 249 II
Ähnlich wie 3.. Auch wieder Passivierungsverbot seitens des Steuerrechts.

Diese Rückstellungen gelten für unregelmäßig außerordentlich anfallende Aufwendungen , wie etwa eine Wartung von einem Atomkraftwerk. Mit der Ansammlung von Rückstellungen wird ein sehr hoher Aufwand im Reparaturjahr verhindert. 

(Bei Rückstellungswahlrechten und Rückstellungen für Großreparaturen  also bei handelsrechtlichen Passivierungswahlrechten gelten hingegen für das Steuerrecht Passivierungsverbote.
( Passivierungsverbot für Steuerrecht weil bei einer Rückstellung bucht man Aufwand an Rückstellung. Dieser aufwand mindert den Gewinn, folglich bekommt der Fiskus weniger Geld. Man darf also Steuerrechtlich keine Rückstellungen bilden. 

 2. 
Bewertungswahlrechte:

(§
)
Beispiel: Wie wird der Wert eines hergestellten Golf ausgewiesen:

Einzelkosten 





     Gemeinkosten

( direkt in der Produktion enthalten wie Arbeitergehalt, Material..)

( Abschreibung für das Fliessband, Halle, Energie...)
12.000 Euro





       15.000 Euro







27.000 Euro

( das HGB sagt man kann in der HaBil nach Einzelkosten ausweisen

( das Steuerrecht erkennt hier HGB an mit Ausnahmen: die Wertobergrenze ist gleich also 27.000, die Untergrenze jedoch liegt mit 16.000 Euro höher. ( 12.000 Einzelkosten und 4000 Gemeinkosten, ist spezieller Prozentsatz)

Erklärung warum Fiskus so verdient: In der HaBil weise ich das Auto mit 12.000 Euro aus. Die 15.000 anderen Kosten sind dann Aufwand in der GuV. Dies senkt den Gewinn. Damit dieser aber für den Fiskus nicht zu niedrig ist, muss man in der SteuBil anders verfahren. Die Wertuntergrenze liegt bei 16.000 Euro. 12.000 von Einzelkosten und 4.000 von Gemeinkosten. Dadurch gehen von den Gemeinkosten nur noch 11.000 Euro als Aufwand in die GuV und der Bilanzgewinn ist höher- der Fiskus bekommt mehr. 
( Bewertungswahlrechte nach HGB werden mit Ausnahmen vom Steuerrecht anerkannt!
(?)

3.
Ausweiswahlrecht:
Der Kaufmann hat das Ausweiswahlrecht auf welcher Seite der Bilanz ( Aktiv oder Passiv) er einen Geschäftsvorfall ausweist. Beispiel bei einer erhaltenen Anzahlung  vor dem Bilanzstichtag, wir haben aber noch nicht geliefert. Da es sich um eine Anzahlung handelt sinkt der Wert unserer FE um diesen Betrag. Dies nennt man offenes absetzen von Vorräten. Das FE gehen runter. Dies muss als eigener Posten in der Bilanz ausgewiesen werden. §268 V

§ 266 II I 1


(Bilanzverkürzung)

1. RHB 

400

2. UE 

600

3. FE 

800

4. erhalt. Anz.
–100

5. gel. Anz. 
200

1900

 ( ( ???Tabellen mit RAP warum wird Anzahlung Aufwand??? )

Im der HaBil hat man also 2 Möglichkeiten wo man solche Dinge ausweißt. Entweder offen über die Vorräte dann sinkt die Bilanzsumme oder über die Verblk. Dann ist es Bilanzverlängerung.  Das Steuerrecht sagt dazu, dass es egal ist, weil es den Gewinn nicht beeinflusst sondern nur die Bilanzsumme. 

§ 268 III : 

in der Bilanz sähe dies so aus: (Bilanzverlängerung)

C Verblk.

§285 I  1. Anleihen

§285 II  2. Verblk. Gegenüber Kreditinstituten




( davon fällig binnen Jahr 3 Mio)




( davon fällig nach 5 Jahren 18 Mio)
Noch ein Ausweiswahlrecht:

§ 272 I HGB Ausstehende Einzahlung auf das gezeichnete Kapital.

Ausstehende Einzahlungen:
die Mindesteinlage bei der GmbH von 25.000 muss nicht komplett sondern nur zur Hälfte einbezahlt werden ( 12.500)
Gezeichnetes Kapital:

nach § 125 I 1 des Aktiengesetzes das Grundkapital einer AG; nach § 42 I das Stammkapital einer GmbH
Beispiel: GmbH mit gezeichnetem Kapital 25.000, davon 15.000 eingezahlt:


    Eröffnungsbilanz

Ausstehende Einz. 10.000
gez. Kap. 25.000

Kasse 15.000 DM 

Dezember Brief an Gesellschafter, sie sollen

            25.000                                   25.000
8.000 einzahlen!

Möglichkeit 1:



    SB

ausstehende Einz. 10.000
gez. Kap. 25.000

(davon eingefordert 800)
Die Bilanzsumme ist hier höher als in Bsp. 2. 

Möglichkeit 2:



SB

II Forderungen


gez. Kap. 25.000

1. ....


-2500 ( nicht eingef. Ausst. Einz)

2. ....

4.  eingeford. ausstehen

   Einz. 800


23.000 ( eingefordertes Kapital

Je weniger man einfordert desto niedriger ist die Bilanzsumme. Wenn man z.B. nur 2000 eingefordert hätte, würde auf der Passivseite 8000 subtrahiert. 
( Handelsrechtliche Ausweiswahlrechte werden auch steuerrechtlich voll akzeptiert
Zusammenfassung:

1. Bilanzierungswahlrechte der HaBil stehen im starken Konflikt zur SteuBil! (Verbote)
2. Bewertungswahlrechte der HaBil werden in Grenzen von der SteuBil anerkannt

3. Handelsrechtliche Ausweiswahlrechte werden auch steuerrechtlich voll akzeptiert

Zu den Ausweiswahlrechten gehört jedoch ein Anlagespiegel:

Das AV wird als Matrix dargestellt, § 268 II beachte § 265 II

	
	Hist. AK / HK
	Zugänge
	Umbuchungen ( Bauphase-Fertig)
	Abgänge (Verkauf/Schrott)
	AfA kommuliert (alle)
	AfA (nur Geschäftsjahr)  
	EB dieses Jahr
	EB letztes Jahr

	AV
	
	
	
	
	
	
	
	

	I Immatr. Vermögg.
	
	
	
	
	
	
	
	

	1. Konzession

2. FW

3. Auszahl. Auf Immatr. Gegegst. 
	
	
	
	
	
	
	
	

	II Sachanlagen
	
	
	
	
	
	
	
	

	1. Grundstücke
	
	400.000
	+ 400.000
	
	
	
	
	

	2. TA + Maschinen
	60 Mio
	
	
	
	
	
	3,5 Mio ( veraltet
	

	3. BGA
	
	
	
	
	
	
	
	

	4. Anlagen im Bau + gel. Anzahl.
	50.000Baubeginn
	350.000 Zusatzkosten
	- 400.000
	
	
	
	
	

	III Finanzanlagen
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Summe
	
	
	0
	
	
	
	
	


Wenn dieser Anhang vorhanden ist, steht in der Bilanz nur die Namen links und die EB`s. Der Rest, also die Mitte findet sich im Anhang wieder. Das Wahlrecht besteht auch darin, den Geschäftsvorfall in die Bilanz oder in den Anhang mit auf zu nehmen.  

Kapitel II
2.1 Aufstellung des Jahresabschluss und Lagebericht

Der Jahresabschluss wird vom Unternehmer aufgestellt. Er darf sich dabei Hilfen bedienen wie etwa einem Steuerberater. Der Unternehmer muss allerdings nach § 245 HGB den Jahresabschluss unterschreiben. Der Jahresabschluss ist der Stand der Buchhaltung zu einem bestimmten Zeitpunkt, kombiniert mit bestimmten Abschlussbuchungen. 

2.1.1 Inventur und Inventar

Die Grundlage dazu ist die Inventur. § 240 I / II HGB. Das Inventarverzeichnis ist sehr detailliert mit Einzelerfassung, in der Bilanz werden hingegen Gruppen gebildet die zu einem Bilanzposten zusammengefasst werden. Es gibt folgende Inventurformen. 

· Stichtagsinventur

· Vor / nachgelegte Inventur ( 3 Monate vor oder 2 Monate nach Bilanzstichtag, in dieser Zeit jede Veränderung aktualisieren) 
· Permanente Inventur ( mittels eines Materialentnahmescheins, an einem beliebigen Tag im Jahr am besten wenn das Lager gerade leer ist und man dann diesen Wert als ausgangswert nimmt. )
Exkurs: 
Kurzüberblick wie Paragraphen geordnet sind:

§§ 238 – 263

für alle Kaufleute

§§ 264 – 335
ergänzende Vorschriften für Kapitalgesellschaften und gleichgestellten Personengesellschaften, dies sind Personengesellsch. die  aber wie Kapitalgesellschaften behandelt werden weil keine natürliche Person der Vollhafter ist, wie etwa bei der GmbH & Co KG. ( davor gelten auch)

§§ 336  - 339

ergänzende Vorschriften für Genossenschaften

§§ 340 - ....

ergänzende Vorschriften für Kreditinstitute 

Beispiel: Daher brauchen Kaufleute die keine Kapitalgesellschaft sind keinen Anlagespiegel weil sie unter § 286 fallen. 

2.1.2. 

Aufstellungsfristen
Aufstellungsfrist des Jahresabschlusses:

Allgemein:

§ 243 III : Der Jahresabschluss ist nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung aufzustellen. ( 
unbestimmter Rechtsbegriff. Hinzu muss eine konkrete Aussage etwa  

von ein Gericht erwähnt werden.

Der Kaufmann muss z.B. vor Gericht wenn er das Delikt der Konkursverschleppung begangen hat. 

Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe hat entschieden, dass ordnungsgemäße Buchführung bedeutet:
Ein Jahr nach dem Bilanzstichtag muss der Jahresabschluss 

fertig gestellt sein. Bei Konkursgefahr hingegen, muss der JA nach dem 3. Monat des Bilanzstichtags fertig sein. Dies dient dem Gläubigerschutz, da ein negatives EK erst in der Bilanz sichtbar wird, und so die Gläubiger schnell davon erfahren sollen. 

Bei Kapitalgesellschaften:

§ 264 I : Der Jahresabschluss bei Kapitalgesellschaften und bei gleichgestellten Personengesellschaften wie etwa der Gmbh & Co KG muss innerhalb der ersten drei Monate nach Bilanzstichtag aufgestellt sein. Allerdings darf der JA bei kleinen Kapitalgesellschaften unter der Vorraussetzung eines ordungsgemäßen Geschäftsgang auch später, bis zu 6 Monaten, eingereicht werden. 

Ordnungsgemäße Geschäftsführung ? :
ist gegeben wenn kleine Kapitalgesellschaft beim 

Jahresabschluss externes know how benötigt und kein Bilanzbuchhalter im Unternehmen angestellt ist. (je größer das U. ist desto eher hat man Bilanzbuchhalter im Haus. Je kleiner desto das U.desto eher Hilfe von externem Steuerberater.  ) Dann Verlängerung bis 6 Monate möglich wenn auch:

Eine kleine Kapitalgesellschaft ? : § 267

Verhältnisse noch tippen

	 
	Kleine Kapitalgesellschaft
	Mittlere Gesellschaft
	Grosse Kapitalgesellschaft

	Bilanzsumme ( Summe aller Aktiva oder Passiva)
	< 3.438.000


	< 13.750.000
	> 13.750.000

	Umsatzerlöse ( die Erträge aus dem betrieblichem Sachziel- das Produkt, Formalziel wäre Geld )
	< 6.875.000
	< 27.500.000
	> 27.750.000

	Durchschnittl. Zahl der Arbeitnehmer
	< 50
	250
	> 250


§ 268 III :
Ausweisen des negativen EK`s auf der Aktiv Seite:





Bilanz



AV 1,0


gez. Kapital 1,0



UV 2,3


Rücklagen 2,0



Fehlbetrag 0,5

Jahresfehlbetrag – 4,0
-0,5 ( EK = 0,0 jetzt § 268 III









Rückst. 1,5









Verblk. 2,3



3,8





3,8

Der negative EK auf der Passivseite wandert gem. § 268 III als positiver Fehlbetrag auf die Aktiv Seite. Mit der Ausschreibung der Bilanzsumme von 3,8 Millionen wäre das Unternehmen eigentlich mittel – groß . Aber gem. § 268 III wird der Fehlbetrag der Aktiv Seite noch von der Bilanzsumme subtrahiert. Somit ist die Bilanzsumme nur 3,3 Millionen, was bedeutet das U. wird als „Klein“ eingestuft. 

Eine solche Bilanzielle Überschuldung führt nicht zum Insolvenzantrag sondern warnt zunächst nur den Inhaber eine 2. Bilanz auf zu stellen, welche sein AV zu Zeitwerten bewertet. Hier könnten sich z.B. Patente, die ich sonst nicht bilanzieren darf, positiv auswirken. Auch Grundstücke beinhalten oft stille Reserven, Maschinen jedoch oft stille Lasten. 

Einordnen von der Unternehmen in Ihre „ Klasse“

AN – Zahl : Azubis und das Führungspersonal zählen nicht zu den AN, im Ausland Beschäftigte und Teilzeitkräfte jedoch schon. Letztere werden auf volle  Stelle hochgerechnet. 

Bilanzsumme: Lässt sich durch Ausweiswahlrechte beeinflussen. Wir kennen 2 Ausweiswahlrechte: 

1. § 268 III, erhaltene Anzahlungen auf Bestellelungen und das folgende offene Absetzen über die Vorräte oder das gesonderte ausweisen über die Verblk. 

2. § 272 I HGB Ausstehende Einzahlung auf das gezeichnete Kapital. Je weniger man vom gez. Kapital einfordert desto niedriger ist die Bilanzsumme. 

Allgemein:
Es müssen zwei der drei Kriterien eingehalten werden an zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren. Wenn noch keine 2 GJ vorhanden sind wegen Neugründung oder Umwandlung geschieht die Einordnung schon nach dem 1. GJ. Auch eine in sich eigentlich kleine Kapitalgesellschaft, die aber an die Börse geht, gilt nach § 267 III 2 als große Kapitalgesellschaft.

2.2 Prüfung des Jahresabschlusses
Nicht jeder Kaufmann ist verpflichtet seinen Jahresabschluss prüfen zu lassen. § 316 I HGB: Der Jahresabschluss und Lagebericht von Kapitalgesellschaften, die nicht kleine im Sinne von § 267  I sind, sind durch einen Abschlussprüfer zu prüfen. Also mittelgroße  / große Kapitalgesellschaften und gleichgestellte Personengesellschaften. 
§ 319 I HGB besagt wer prüfen darf:

Wirtschaftsprüfer und WP – Gesellschaften wie 

etwa KMPG oder PWV. Buchprüfer und BPG dürfen nur mittelgroße GmbH`s und gleichgestellte Personengesellschaften prüfen. Warum prüfen? Weil schauen ob Vorschriften wie Bewertungs-Bilanzierungs, Ausweis, Verbote müssen eingehalten werden.
2.3 Offenlegung des Jahresabschlusses und Lageberichts
Offenlegung bedeutet den JA publik zu machen. Die Zahlen vom Unternehmen des letzten Jahres zu veröffentlichen an Aktionäre, Banken, Lieferanten, Konkurrenz, Finanzamt....

Was ist offen zu legen? :
§ 325

1. Jahresabschluss:

von Kapitalgesellschaften siehe § 242 III und § 264 I





Bilanz:

Gegenüberstellung von Vermögen und Schulden 

an einem bestimmten Tag. 





GuV:

Gegenüberstellung von Aufwendungen und 

Erträgen für den Gewinn bzw. Verlustvortrag.




Anhang:
Erläuterung von Bilanz und GuV
Lagebericht:
Momentane Lage also Momentaufnahme, die Entwicklung vorher und eine Prognose.

2. Lagebericht:

siehe oben
3. Bestätigung / 

    Versagungsvermerk
Urteil des Wirtschaftsprüfers über den Lagebericht und Bilanz
Wo offen legen/ wer wieviel?

· § 325 I HGB : man muss JA bei Amtsgericht einreichen und im Bundesanzeiger wird eine Nummer angegeben unter welchen Amtsgericht man wo die genauerer Unterlagen wiederfindet.

· § 325 II HGB : für große Kapitalgesellschaften gilt, man muss erst alles Offenlegungspflichtige im Bundesanzeiger veröffentlichen, außer die Anteilseigner, und dann alle Unterlagen zum Amtsgericht bringe. Das bedeutet, der Interessierte braucht bei gr. KG nicht zum Amtsgericht gehen sondern hat alles im Bundesanzeiger. Da kann eine Seite einer großen KG schon mal 60.000 DM kosten. 

· § 325 IV : Das einreichen ist maßgebend, also auch wenn ich im November Unterlagen beim Bundesanzeiger einreiche, der aber erst im Februar druckt, habe ich trotzdem die Frist eingehalten. 

· § 326 beschreibt Erleichterungen für kleine KG´s bei der Offenlegung. Sie müssen nur Bilanz und Anhang einreichen, kein Lagebericht und keine GuV Erläuterungen im Anhang machen. Nach § 246 I 3 müssen sie ja auch kein Lagebericht erstellen und nach § 274 a 1 sind sie auch vom Anlagespiegel (Darstellung des AV in Matrix, horiz Entwicklung, verti. Namen) befreit. 
· § 327 für mittelgroße KG`s. Zunächst können auch mittelgroße KG`s ihre Bilanz verkürzt aufstellen wie kleine KG`s (§276). Allerdings haben sie das Ausweiswahlrecht ob sie das Gliederungsschema aus § 327 in der Bilanz hinzufügen oder es im Anhang ausweisen. Zur Erinnerung: So verkürzt wie dies alle dürfen und alle Beschriebenen Regelungen gelten für die Offenlegung der Bilanz. Die normal Auf zu Stellende Bilanz, muss wie in § 266 geschehen. !!! 
Beispiel für § 327:
Hierbei, immer 266 und 327 vergleichen, hier nichts weglassen sondern nur Zusammenfassen. Dann z.B. Summen von Zusammengefassten Posten bilden. Die Bilanzsumme aus 266 und 266 mit Anwendung von 327 muss also gleich sein. 327 zeigt welche Posten da sein müssen. Die dort nicht aufgeführt sind, können zusammengefasst werden. 






Bilanz:







A Anlagevermögen


I Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Geschäts/ Firmenwert

2. sonstige ( eigentlich nach 266 1 und 3, 
  hier jetzt einfach Summe daraus)


II Sachanlagen ( hier 266 und 327 identisch)


1...


2....


3...


4...

 B 


I fällt raus ( 1 Summe

2.4 Aufbewahrungspflichten  und Fristen

§ 257 Jeder Kaufmann ist verpflichtet, die folgenden Unterlagen geordnet aufzubewahren:

1. Handelsbücher, (historischer Ausdruck heute auf EDV)

2. Inventar, ( ale Vermögensgegenstände und Schulden des U nach Art Menge und Wert)

3. Eröffnungsbilanzen, ( Kehrseite der Schlussbilanz des Vorjahres, Eröffnungsbilanz ist spiegelverkehrt zu Schlussbilanz)

4. Lagebericht, ( für mittelgroße und große Unternehmen)

5. Konzernabschlüsse, ( bei verbundenen U. nach § 271 II müssen sie selber einen JA aufstellen und diese einzelnen JA`s müssen in gesamt JA einfließen)

6. Arbeitsanweisungen, ( welcher Kontenrahmen verwendet wurde, welche Software, allg. die Organisationsunterlagen für JA)

7. Handelsbriefe, ( siehe 257 II, Angebot, Bestellung, Rechnung, Mahnung...)

8. abgesandte Handelsbriefe, wie 7. aber weggehend)

Der JA, Konzernabschluss und Eröffnungsbilanzen müssen im Original aufbewahrt werden, Rest geht auch auf Datenträgern. Unterlagen nach der Jahresfrist immer bis zum 31.12 aufbewahren. Absatz besagt wie lange. Für Steuern § 147 AO
· inhaltlich aufbewahren: alles voll schreiben, keine Absätze alles hintereinander

· bildlich aufbewahren: mit räumlicher. Ursprünglicher Struktur, z.B. Gesetzestext mit Absätzen lassen. Seitenzahlen z.B. bleiben gleich. 

Kapitel III

(Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung und Bilanzierung)

3.1. Bilanzklarheit

Einführung: ordnungsgemäße Buchführung besteht wenn eine dritte, nicht beteiligte Person, in angemessener Zeit, sich einen Überblick über die Geschäftsvorfälle machen kann. Grundsätze hierbei sind, z.B. keine Buchung ohne Beleg, nachvollziehbare Änderungen (in EDV bedeutet dies, die Korrektur wird durch Stornierung vorgenommen also durch Umkehrung des Buchungssatzes) oder aber auch Dokumentenechtheit, dass bedeutet es darf kein Bleistift für die Bilanzaufstellung benutzt werden. Wir wollen uns hier aber mit ordnungsgemäßer Bilanzierung also dem Jahresabschluss befassen. Dazu muss man wissen, dass der JA aus der Buchführung entwickelt wird. Daher muss man für einen ordnungsgemäßen JA vorher eine ordnungsgemäße Buchführen haben. § 243 I

Bilanzklarheit:
§ 243 II besagt der JA muss klar und übersichtlich sein. Hierfür nicht § 266 (Gliederung der Bilanz) oder § 275 (Gliederung der GuV), denn diese gelten nur für Kapitalgesellschaften und gleichgestellte Personengesellschaften (264a). Wir suchen, was für alle Kaufleute gilt. Dies muss in HGB von § 238 – 263 stehen. 

Aufschluss gibt § 247 I:

Wenn in der Bilanz, AV,UV, EK, Schulden und RAP gesondert 

ausgewiesen sind und hinreichend gegliedert sind ist Bilanzklarheit     (klar und übersichtlich) gegeben. Hinreichend gegliedert ist unbestimmter Rechtsbegriff. Man entnimmt aus § 266 einfach nur römische Zahlen der Gliederung nicht arabische. Der Zweck der Übersichtlichkeit ist, den JA mit den Vorjahren gut vergleichen zu können, interessant z.B. für Investoren.

Def.: 
AV:
langfristig, § 247 II, dauerhaft, hat potential

UV:
kurzfristig, auf Zeit wie etwa Forderung die nach der Zahlung verschwindet
Zusatz: Kaufleute müssen die Bilanz nicht unbedingt in Kontoform darstellen. Kapitalgesellschaften schon, dies schreibt § 266 vor. ( ist nach § 263 also nur ein Zusatz für KG´s, sie müssen Kontoform) Für sonstige Kaufleute würde zur Bilanzklarheit auch Staffelungsform dienen. Die sähe so aus:

A
langfristige Posten


100.000

· Anlagevermögen

· Langfristiges EK

· Langfristiges FK

B
Mittelfristige Posten


150.000

· Rohstoffe, Hillfs. Betriebst. 

· Mittelfristiges EK (z.B. Gewinnvortrag)

· Mittelfristiges FK (1-5 Jahre Schulden)

C
kurzfristige Posten


muss damit es aufgeht jetzt – 250.000 sein

· kurzfristiges EK (z.B. der Jahresüberschuss)

· kurzfristige Forderungen

· Bank / Kasse

· Kurzfristige Verblk. (bis 1 Jahr)

3.2. Bilanzwahrheit

Nach § 264 II (gilt also nur für KG´s und gleichgestellte Personengesell., für Einzelhändler nicht wobei er dadurch nicht Bilanz manipulieren darf) ist die Bilanzwahrheit ordnungsgemäß  gegeben, wenn das tatsächliche Bild der Vermögens – Finanz – und Ertragslage vorliegt. Dies allerdings unter der Beachtung der GoB. § 264 II ist Generalnorm / Oberziel der Rechnungslegung des JA für KG´s .

Vermögenslage:
- zu beachten, die richtige Bewertung im JA




- und das Verrechnungsverbot nach § 246 II ( Bruttoprinzip)
Verrechnungsverbot bedeutet, wenn man ein Darlehen und Guthaben bei einer Bank hat, darf man diese nicht gegeneinander aufrechen und nur einen Betrag ausweisen. Man darf zwei Konten miteinander verrechnen wenn die Aufrechnungslage gegeben ist. 

1. gleiche Laufzeit / Fristigkeit, (also auf beiden Konten z.B. nur kurzf. Schulden und Guthaben auf Giro)

2. Identität Gläubiger / Schuldner, ( nicht ein Konto bei der Dresdener Bank eins bei der Dt. Bank)
3. Unbestrittenheit von Ford. Und Verblk. ( z.B. keine Mängelrüge und man hat noch gar kein Recht auf Geld)
Finanzlage:

ist Liquiditätslage, Forderungen und Verblk. nach Laufzeiten 

gegliedert. Def.: In welchem Zeitraum Liquiditäts- Zu bzw. Abflüsse entstehen.

Ertragslage:

Durch GuV einsichtig. § 275 II  1-8 interessant, Rest von außen oder Ao, dies 

Geschäftsergebnis, 1-8 ist Betriebsergebnis.
Am besten, realistischsten,  ist die Vermögenslage natürlich dargestellt, wenn das AV mit Gegenwarts / Verkehrswert aufgeführt ist. Aber die tatsächliche Lage soll ja unter Beachtung der GoB dargestellt sein. Daher Restrektionen gegen das tatsächliche Bild (also Verbote es total real darzustellen)  Konflikt zwischen GoB und § 264 II

wie zum Beispiel:

· Obergrenze Anschaffungskosten / Herstellungskosten, das Höchstwertprinzip besagt hier, man darf eine Sache, nicht über die Anschaffungskosten hinaus bewerten. Eine Vorschrift nach GoB.  Dies ist Konflikt mit § 264 II weil man ja eigentlich die Lage so tatsächlich wie es geht darstellen soll.
· Realisationsprinzip nach § 252 I 4, Beispiel: ich weiß, dass ich eine Maschine in 2 Jahren mit 8 Mio. Erlös verkaufen werde. Dann darf ich sie aber jetzt noch nicht mit 8 Mio. ausweisen sondern noch mit Buchwert. Sonst könnte ich gleich alle Werte zu Verkehrspreisen ausweisen. Stille Reserven dürfen erst bei Verkauf aufgedeckt werden, dabei zählt die Übertragung der Rechte also z.B. durch einen KV, die Übergabe von Nutzung und Lasten gibt den Ausschlag wer die Maschine bilanzieren muss,  auch wenn Käufer erst im nächsten Jahr bezahlt, geht der neue Verkaufswert schon in die Bilanz ein. Auch hier weise ich durch diesen GoB eigentlich nicht „tatsächlich“ aus.

· Niederstwertprinzip, wenn es zwei Bewertungsmöglichkeiten gibt, Grundsätzlich den niedrigeren Wert ausweisen, besonders bei UV wirksam weil es hier auch bei vorübergehender Wertminderung angewandt wird. Kapitalgesellschaften können also durch NWP gar nicht genau tatsächliche Lage darstellen.

Beispiel: Nach § 253 IV, der zunächst für alle Kaufleute gilt, also auch für KapGesell. Kann man Afa vornehmen, ohne dass eine Abnutzung oder Wertminderung stattgefunden hat. Dem ist allerdings für KG´s ein Riegel durch § 279 I 1 vorgeschoben. Eine solch außerordentliche Abschreibung würde ja den tatsächlichen JA nicht tatsächlich genug darstellen. NWP ist schon anzuwenden aber dies würde zu sehr verzerren. Kaufleute können dies machen. Kommanditgesellschaften z.B. können, den Gesellschaftern keine Dividende geben, in dem sie durch die hohe Abschreibung auf z.B. Grundstücke kleine Gewinne ausweisen, und diese  einbehalten und Neuinvestitionen  tätigen. Eigentlich soll AfA Nutzungsverlust von Gegenständen auf Nutzungszeit verteilen. Dies ist Steuerrechtlich natürlich verboten. Und  nur in HaBil erlaubt. Dadurch kann es passieren, dass der Fiskus nach der Steuerbilanz, in der, der Gewinn normal ist, weil hier die Abschreibung nicht erlaubt war, von den Kommanditisten Steuern für die nicht ausbezahlten Dividenden haben will. Meist übernimmt dann aber der Komplementär diese Steuern, aus Rücksicht auf die Gesellschafter. 

( wegen diesen 3 Restrektionen ist der JA nicht immer „tatsächlich“ sondern auch nach den GoB aufgestellt. ( Für Bilanzwahrheit besteht Konflikt zwischen GoB und § 264 II. 

???? True and Fair View gewinnt gegen GoB!  ?????

3.3.   Bilanzkontinuität

formell:

1) Bilanzidentität § 252 I 1, Die Eröffnungsbilanz des folge Jahres 

     
muss identisch mit der Schlussbilanz des Vorjahres sein.    Ausnahmen: § 252 II
- wenn OHG mit 3 Gesellschaftern sich auflöst und jeder  

   eigenes U. eröffnet. Dann ist Bil.Id. unmöglich. (Nur bei Personengesellschaften relevant wenn ein Gesellsch. Halle und Maschinen bei Ausstieg mitnimmt, bei KG passiert nichts wenn Aktionär verkauft)

- bei der Wende 1990 mussten alle O. Dt. U. Maschinen 

   plötzlich abwerten. Da auch Bil.Id. unmöglich


- wenn man auf USA Markt geht und dort Bilanz nach GAP 

   aufstellt, muss man nicht mehr nach HGB aufstellen. ( Exkurs:        

     ab 2005 alle Börsen U. Abschlüsse nach IAS nicht nach HGB. Unterschied: nach   

     HGB z.B. musste man UMTS Lizenzen ab dem Kauf abschreiben, nach IAS erst 

     ab der Nutzung, hier ab 2003)




2) Darstellungsstetigkeit § 265 I ,gilt also nur für KG´s und gleichgest. 

     Persg., die GuV lässt sich nach § 275 II und III nach den   

     Gesamtkosten oder Umsatzkosten aufstellen. Zwischen diesen 

     Möglichkeiten darf man nicht hin und her wechseln. 

 Ausnahme: §   265 I 

Wenn USA U. ein Dt. Aufkauft. Denn in USA wird nach § 275 III 

den Umsatzkosten die GuV aufgestellt. Nachher im Konzern Abschluss soll es dann ja auch einheitlich sein daher gleich wie in USA!

materiell:
Bewertungsstetigkeit: § 252 I 6 , Bewertungsmethoden sind z.B. linear, degressiv oder Leistungsmethode, eine dieser Methoden soll aber kontinuierlich angewendet werden. Beispiel: Wenn der Gewinn eines U. explodiert will U. natürlich hohe Abschreibung durch etwa einen Wechsel von linear zu degressiv. Dies ist Verboten, denn  am Gewinn soll der externe Betrachter auch erkennen können ob das GJ gut oder schlecht war. Dies sol laber auch nicht heißen, dass man in einem U. alles gleich abschreibt. Nur Wirtschaftlich identische Gegenstände sollen gleich bewertet werden. Also alle BMWs und alle Smarts gesondert abschreiben. Dabei aber auch nicht wechseln. Ausnahme: § 252 II , bei etwa einer Übernahme oder einen anderen Geschäftsführer der anderen Methoden verfolgt oder Realteilung bei Gesellschafter Ausstieg.

3.4. Vorsichtsprinzip
§ 252 I 4

1) Realisationsprinzip:
Stille Reserven dürfen erst aufgedeckt werden wenn sie 

realisiert werden. Eine Forderung ist beim entstehen realisiert und ein Grundstückverkauf beim Übergang von Nutzen und Lasten.

2) Imparitätssystem:
ähnliche Sachverhalte werden ungleich behandelt. Drohende 

Verluste muss man ausweisen obwohl sie noch nicht realisiert wurden, nicht realisierte Gewinne darf 

man allerdings noch nicht ausweisen.  Beispiel etwa bei Aktien die wenn sie fallen, man Wertmindern 

muss, obwohl sie noch nicht verkauft sind. Anderes Beispiel: Kleine Kapitalgesellschaft hat 

Forderungen gegenüber der Kirch Media AG. Der JA für 2001 soll jetzt im April 2002 fertig werden. 

Eigentlich bewerte ich darin nur die Dinge, so wie sie am 31.12.01 standen. Die Kirch Media geht 

jetzt im April pleite. Da dieser Sacherverhalt abzusehen war, durch z.B. verspätete Zahlungen der 

Kirch Media AG an uns, müssen wir diese nun nicht mehr einbringlichen Forderungen in der Bilanz 

für 2001 minder bewerten, obwohl die Pleite erst im Jahr 2002 war(geht nur im UV).Wenn im jetzt im 

April allerdings mein Buchhalter mit dem Bankkonto verschwindet , war dies nicht abzusehen. Somit 

muss ich in der Bilanz für 2001 diesen Verhalt aus 2002 nicht verbuchen. Ein 

weiteres Bsp. ist die Katastrophe vom 11. September. Wenn dies, wie in vorherigen Beispielen  

April geschehen wäre, und die Bilanz von 2001 noch nicht fertig ist muss man diesen vernichteten  

Wert nicht in die Bilanz von 2001 aufnehmen. Allerdings wird hier ein Vermerk im Anhang getätigt. 

Sagt § 289 II 1. 

Dies gilt für KG´s mit Lagebericht also nur für große und mittelgroße KG´s . Kleine KG´s müssen 

gar kein Lagebericht erstellen.

3.5. Unternehmensfortführung

Hier das Going concern Prinzip nach § 252 I 2 HGB. 

Wenn man von einer Unternehmensfortführung ausgeht, ist das Gegenteil davon davon die Liquidationsbewertung. Der Unterschied besteht darin, dass in der Liquidationsbilanz stille Reserven oder auch Lasten aufgedeckt werden. 

Beispiel:



HaBil.



(


Liquidationsbilanz

AV 2.5


EK 0




AV 4.0


EK 0

UV 4.5


Rst. 1.5




UV 5.0


Rst. 2.0

Fehlbetr. 1.5

VB 7.0







VB 7.0     
            8.5

      8.5




       9.0


    9.0

so wäre das U. nicht weiterführbar weil 



durch diese Kontrollbilanz sieht man nun 

Vermögen< Schulden ist. Ich habe aber evtl. noch


Schulden konnten durch das Vermögen 

Stille Reserven also mache ich Kontrollbilanz
(

gedeckt werden. Kann aber auch so 









Aussehen:










Liquidationsbilanz










AV 4.0


EK 0









UV 5.0


Rst. 2.5









FB 0.5


VB 7.0









         9.5


     9.5

Schulden nicht durch Vermögen ausgeglichen also, muss man zum Amtsgericht gehen. Es gibt noch 3 Ausweichmöglichkeiten. 1. Die Gesellschafter sollen eine Kapitaleinlage tätigen (EK), wenn diese über 500.000 ist geht der Fehlbetrag weg und man bekommt wieder positives EK. 2. Neue Aktien ausgeben. 3. Gesellschafterdarlehen holen, ist FK aber nach § 32a wird es wie EK behandelt also keine VB dadurch (auf Papier). 
 Bis auf Ausnahmen darf man also nicht einfach so, eine solche Liquidationsbilanz aufstellen. Die 

Ausnahmen sind: § 262 I 2

· tatsächlicher Grund: 
Wenn U. nur für einen bestimmten Zeitraum wie WM, Expo, Olympia 

eingerichtet ist, dann kann man auch gleich von HaBil zu Liquidationsbilanz.

· Rechtlicher Grund:
Insolvenzantrag, geregelt in Insolvenzordnung, ohne Schuldhaftes Zögern hat 

man noch 21 Tage Zeit U. zu retten.
3.6. Stichtagsprinzip und Einzelbewertung
§ 252 I 3. HGB


zum Bilanzstichtag/





einzeln zu bewerten/

Stichtagsprinzip





Einzelbewertung



(es besteht ein Unterschied zwischen Bilanzstichtag 



hierbei ist nicht die Sachengesa-

und dem Tag an dem die Bilanz aufgestellt wird.  Die Bilanz 


mmtheit gemeint. Z.B. den 

muss mit den Werten und dem Kenntnisstand vom 31.12 aufgestellt

Fuhrpark oder ges. Halle zusa-

 werden. Spätere Kenntnisse kommen nicht mit hinein.


mmen nehmen. Ausnahmen:

 (Bsp. PWB muss zum Bilanzstichtag bewertet sein. )


§ 256 HGB: ist Vereinfachung

Ausnahmen: Wenn sich ein WP im Sturzflug befindet und ich

für Lagerhaltung:

 weiss am 31.12. bald wird es viel weniger wert sein, darf ich es 

gleichartige Gegenstände (also

auch mit zukunftswerten ausweisen. Dies entspräche dem 


gleiche fkt. Und Zweck) 
des          

Grundsatz des Vorsichtsprinzip und dient dem Gläubigerschutz. 

Vorratsvermögens (RHB, unf.

Allerdings ist dies nur in der HaBil erlaubt und nicht in der SteuBil.     
Erzeugnisse, unf. Leistungen, unf. Waren) können nach Lifo oder Fifo bewertet werden. Im Bsp. Werden bei Fifo keine stillen Reserven gebildet aber ganz legitim in Lifo.

Das Steuerrecht  ( EstG. VI 1 erlaubt Lifo generell und bei Fifo kommt es auf die Lagerung an. Es muss 

dem tatsächlichen Lagerverbrauch entsprechen. Schaubild:

Eine weitere Ausnahme ist § 240 III die Festwertmethode: Hier werden 3 Jahre lang BV ignoriert und über diesen Zeitraum gleiche Werte und Mengen angegeben. Wenn der Wert nach den 3 Jahren um mehr als 10% schwankt, muss der neue Wert angesetzt werden. Dies gilt bei Sachanlagen und RHB. Vorrausetzung ist allerdings: 


· Müssen regelmäßig ersetzt werden

· Gesamtwert darf für das U. nur von nachrangiger Bedeutung sein (bis 5% der Bilanzsumme)

· Und der Bestand darf in der Größe, Umfang und Struktur nur geringen Veränderungen unterliegen.

Beispiel dafür sind Bierfässer, sie sind AV weil sie dauernd dem Geschäftsbetrieb dienen nach § 247 III, meist auch nicht mehr als 5% der BilSum und kaum Veränderungen. Man kann sie jetzt 3 Jahre lang mit dem Wert 60.000 angeben und nach 3 Jahren muss man den gebuchten Ersatzaufwand addieren und schauen ob er mehr als 10% der 60.000 ergibt, wenn ja den neuen Wert ansetzen. Weitere Bsp. ist Gerüst, Heizöl oder Bettwäsche / Geschirr in der Gastronomie. 

Noch eine Ausnahme ist nach § 240 IV die Gruppenbewertung. Diese geht bei 

· Gleichartigen Vorräten

· Oder bei annähernd (+ - 10% des Wertes) gleichwertigen, beweglichen Gegenständen und Schulden

Beispiel für gleichartige Vorräte:
gewalzte Blech mit unterschiedlicher dicke. Also Bestand der 

Bleche nach Gruppenbewertung möglich. Und auch Feldvorräte / Tier der Landwirtschaft.

Kapitel IV
(Bewertung in der HaBil und SteuBil)

4.1.
Anschaffungs- und Herstellkosten
In der Bilanz wird Alles (Vermögen und Schulden) bewertet außer das EK, welches eine Restgröße ist. 

Jede Bewertungsmaßnahme schlägt sich im Jahresergebnis nieder, denn der Gewinn ist höher oder niedriger. 

Anschaffungskosten:

§ 253 I Höchstwertprinzip. Wenn ich bei einer Zwangsauktion eine 

Maschine kaufe deren Wert eigentlich viel höher ist, muss ich sie trotzdem mit dem Kaufpreis bewerten.

§ 253 II : auch nicht abnutzbare Gegenstände können abgeschrieben werden, bei z.B. außerplanmäßigen Afa. Abnutzbare Gegegenst. sowieso, seit der Anschaffung mit Abschreibungsplan abschreiben. Den Wert einer Sache kann ich über Steuertabelle erfragen. 

	
	Anschaffungspreis
	Kaufpreis ohne MWSt.

	+ 
	Anschaffungsnebenkosten
	Aufwendungen für die Versetzung i.d. Z. d. Betriebsbereitschaft, Fundament, 

	+ 
	Anschaffungsnebenkosten
	Alle im Zusammenh. Mit dem Erwerb anfallenden Aufwendungen, Zölle, Steuern, Versicherung,....

	+ 
	Nachträgliche Anschaffungskosten
	Nachträgliche Aufwendungen wenn sie noch  im Zusammenhang mit Anschaffung stehen. 

	- 
	Anschaffungspreisminderungen
	Minderungen aller Art, Skonti, Rabatte, Boni,....

	=
	Anschaffungskosten
	


Herstellkosten:
§ 255 II : Aufwendungen, die durch den Verbrauch von Gütern und die Inanspruchnahme von Diensten für die Herstellung, Erweiterung oder wesentliche Verbesserung (über den ursprünglichen Zustand hinaus)eines Vermögensgegenstandes entstehen.  Beispiel: wenn ein Haus renoviert wird und etwa eine dickere Decke eingebaut wird, dadurch völlig neue Nutzungsmöglichkeiten entstehen, ist dies eine wesentliche Verbesserung gegenüber dem ursprünglichen Zustand und ist als Herstellkosten auszuweisen!

	
	
	Handelsrechtlich
	Steuerrechtlich

	§ 255 II Satz 2  


	Materialeinzelkosten (direkte Stoffkosten, 

Verbrauch von RHB)
	
	

	
	Fertigungseinzelkosten (Fertigungslöhne,

einschließlich aller Zuschläge)
	Diese 3 Pflicht
	Auch Pflicht

	   
	Sondereinzelkosten (Einzelaufwendungen 

Für Modelle)
	(Bsp. 300.000)
	(Bsp. 300.000)

	§ 255 II Satz 3
	Materialgemeinkosten (Lagerhaltung, 

Transport)
	
	

	
	Fertigungsgemeinkosten (Aufwendungen

Für Vorbereitung und Kontrolle d. Fertigung)
	Wahlrecht
	Pflicht

	
	Abschreibungen im Fertigungsbereich (ange-

messene Teile der notwendigen Abschreibungen)
	(Bsp. 150.000)
	(Bsp. 150.000)

	
	Wertuntergrenze


	300.000
	450.000

	
	
	Handelsrechtlich
	Steuerrechtlich

	§ 255  II Satz 4
	Kosten der allg. Verwaltung (Rewe, Personal

-büro, EDV,..)
	
	

	
	Aufwendungen für soziale Einrichtungen

(Betriebskindergarten, Sportplatz,..)
	Wahlrecht
	Wahlrecht

	
	Aufwendungen für freiwillige soz. Leist.

(Jubiläums, Geburtstagsgeschenke) 
	(Bsp. 400.000)
	(Bsp. 400.000)

	
	Aufwendungen für betr. Altersvorsorge

(Betriebsrente, AG Zuschüsse zu Rentenversicherung...)
	
	

	§ 255 III
	Zinsen für Fremdkapital (wenn ich Produktion

Mit FK finanziert habe, nur bei Prod. nicht bei Anschaffung! Und nur für den Zeitraum der Fertigstellung)
	Wahlrecht

(Bsp. 50.000)
	Wahlrecht

(Bsp. 50.000)

	
	Wertobergrenze
	900.000
	900.000

	
	
	
	


Erläuterung zu „Abschreibungen im Fertigungsbereich“ : was ist notwendig , was unangemessen, dieser Betrag geht in die Wertung des Produktes mit ein, lässt es also teurer werden!

Beispiel:



· Jahres 


Afa 50.000

· Kapazität optimal
90.000 Stk.

· Ist – Kapazität

60.000 Stk.

· Stichtagsbestand

 5.000  Stk.

Frage: 

Welchen Wert der Afa darf im gem. § 255 II Satz 3 auf das Produkt als Mehrkosten 

draufrechnen?

Antwort:
50.000 * (60.000 / 90.000) = 33.333 ( dies ist die Abschreibung die, die Maschine eigentlich 

hätte haben müssen. Der Betrag ist niedriger als 50.000 denn sie ist ja auch nicht mit voller Kapazität gelaufen. Die Differenz zwischen 50.000 – 33.333 = 16.667 ist der nicht notwendige Teil der Abschreibung.  Insgesamt, darf ich folgenden Wert auf meine Ware insgesamt hinzurechnen:

33.333 * (5.000 / 60.000) = 2.778, dieser Wert sind gesamte Abschreibungsaufwand für mein Produkt welche ich zu den Herstellkosten hinzurechen. Auf das einzelne Produkt bedeutet dies:

2778 / 5000 = 0,5556 Cent aufgeschlagen. Der Betrag von 2778 ist der „angemessene Teil“.

Wie oben zu sehen ist, liegt die Wertuntergrenze des Produkts nach dem Steuerrecht höher, als nach dem Handelsrecht. Ziel des Steuerrechts ist es einen möglichst hohen Gewinn des U. auszuweisen. Dies geschieht durch die Bestandsveränderung.....den BV immer Aufwand! ??? Eigentlich führt dann der hohe Güterwert nach der SteuBil zu mehr Aufwand und folglich zu weniger Gewinn????
· Die Wertuntergrenze nach der Habil ist hier 150.000 niedriger. Denn nur § 255 II Satz 2 ist Pflicht.

· Die Wertobergrenze ist  Handelsrechtlich und Steuerrechtlich identisch. Denn man kann nach beiden Bilanzierungsmöglichkeiten alle Werte mit hineinbringen. Nichts ist verboten mit aufzunehmen.

· Welche Dinge man zunächst aufnimmt und dann so bewertet ist zunächst egal .Allerdings gilt nach der ersten Bewertung , die Bewertungsstetigkeit, das heißt ich darf nicht jedes Jahr andere Werte mit zu der Bewertung aufnehmen oder weglassen.

4.3. Anschaffungsnaher Aufwand
§ 157 IV EstG 

Bei dem Erwerb einer gebrauchten Immobilie darf man den Betrag für Instandhaltung und Reparatur (genannt: Anschaffungsnaher Aufwand) der ersten 3 Jahre voll Abschreiben solange dieser nicht mehr als 15% des Kaufpreises beträgt. Wenn der Betrag größer 15% ist, prüft das Finanzamt ob es sich noch um den sog. Anschaffungsnahen Aufwand handelt und man auch noch diesen höheren Betrag in 1 Jahr voll abschreiben darf. (Abschreibung =Aufwand daher wird es geprüft)
Diese Regelung ist natürlich auch Steuerlicher Sicht zu sehen. Also SteuBil. Nach der HaBil darf ich so nicht bilanzieren. Denn dies muss man in Abgrenzung zu den Herstellungskosten sehen. Hier ist weder etwas Neu entstanden, etwas erweitert oder es hat ein wesendliche Verbesserung stattgefunden. Der Zustand der Immobilie wird lediglich in den alten Zustand versetzt.

Sonderfall:
Wenn versteckte Mängel auftreten, also solche, die beim Kauf nicht zu entdecken 

waren, und diese auch Repariert werden müssen, zählt dieser Betrag nicht zu den Anschaffungsnahem Aufwand. Nur Beträge auf offene Mängel entscheiden darüber, ob die Summe >< als 15 % des Kaufpreises ist.

( die Regelung vom Anschaffungsnahem Aufwand soll allerdings abgeschafft werden. Das heißt die 15 % Grenze soll fallen und alle Reparaturen soll man voll abschreiben können. Der Fiskus bekommt dadurch natürlich weniger Geld denn Abschreibungen sind Aufwand, je mehr man abschreiben darf, desto mehr Aufwand, desto kleiner ist der Gewinn und damit die Steuerlast. Daher prüft Fiskus auch jetzt noch ob man höhere Beträge als 15% überhaupt abschreiben darf. Wenn jetzt diese Regelung wegfällt ist dies natürlich ein neuer Boom oder Anreiz für die Bauwirtschaft wieder in Immobilien zu investieren

.3
Anschaffungsnaher Aufwand

Bsp.:

Kauf eines Gebäudes


Kaufpreis

200.000,- DM



Notar


    5.000,- DM



Grundbuch

    2.000,- DM



(hier aber nur alle Aufwend-



ungen die mit der Eigentums-



beschaffung zusammenhängen. 



Eintragungen einer Hypothek 



wegen Fremdfinanzierung zählen



 hier nicht dazu)



Grunderwerbssteuer   4.000,- DM



(2% des Kaufpreises)






211.000,- DM


Reparatur/Sanierung        +300.000,- DM


(Beseitigung der Mängel die vor dem


 Kauf offen zu Tage traten. Deshalb


 auch der niedrige Kaufpreis.)







511.000,- DM

Diese 300.000,- DM wären handelsrechtlich ein Periodenaufwand, da die Voraussetzungen für § 255 I (Anschaffungskosten/Anschaffungsaufwand) und § 255 II (Herstellungskosten/Herstellungsaufwand) nicht vorliegen.

Steuerrechtlich sieht dies nach einem BFH-Urteil jedoch anders aus.

Das Finanzamt prüft:
Abweichend von den allgemeinen Grundsätzen bei

Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der An-

schaffung eines Gebäudes gemacht werden, ob ein

anschaffungsnaher Aufwand vorliegt.

Dieser anschaffungsnahe Aufwand wird  den Herstellungskosten zugerechnet.

Ob anschaffungsnaher Herstellungsaufwand (-kosten) vorliegt, ist für die ersten 3 Jahre nach der Anschaffung eines Gebäudes zu prüfen, wenn die Aufwendungen für Instandhaltung ( im Beispiel als Reparatur/Sanierungskosten bezeichnet) in diesem Zeitraum insgesamt 20% (nach dem 31.12.1993 angeschafft gilt ein Prozentsatz von 15% R 157 Abs. 5 Satz 6 EStR 1993) der Anschaffungskosten des Gebäudes übersteigen. Bei Instandsetzungsarbeiten, die erst nach Ablauf von 3 Jahren seit der Anschaffung durchgeführt werden, ist im allgemeinen ein Zusammenhang mit der Anschaffung des Gebäudes nicht mehr anzunehmen (kein anschaffungsnaher Aufwand mehr).

Merke

Anschaffungsnaher Aufwand wird auf die Nutzungsdauer des Gebäudes



abgeschrieben (da Herstellungskosten zugerechnet).

4.4. Niedrigere Wertansätze
§ 253 III :         Hier handelt es sich um Außerplanmäßige Abschreibungen denn das UV ist

kurzfristig, gedacht, daher hat mein kein Plan dafür. Man darf also am Bilanzstichtag 

das UV auf einen Börsen oder Marktpreis hin Abschreiben.

§ 253 III HGB

(3) Bei Vermögensgegenständen des Umlaufvermögens sind Abschreibungen  vorzunehmen, um diese mit einem niedrigeren Wert anzusetzen, der sich aus einem Börsen- oder Marktpreis am Abschlußstichtag ergibt. Ist ein Börsen- oder Marktpreis nicht festzustellen und übersteigen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten den Wert, der den Vermögensgegenständen am Abschlußstichtag beizulegen ist, so ist auf diesen Wert abzuschreiben.......

4.4.1. Börsen oder Marktpreis
Gilt für das UV, § 253 III, 

Beispiel:
WP im UV, die AK waren 150 Euro, Stichtagskurs 147 Euro also der Markt .- oder Börsenpreis, Wie ist dies nun zu bewerten?

Antwort:
Mit dem Markt und Börsenpreis plus die Nebenkosten, also 147 + 4 = 151, aber aufgrund des NWP darf man nicht über die AK hinaus bilanzieren, somit wird 150 angegeben.

4.4.2. Beizulegender Wert
Der beizulegende Wert für fertige und unfertige Erzeugnisse orientiert sich grundsätzlich an den Verhältnissen des Absatzmarktes, wobei der am Bilanzstichtag beizulegende Wert sich aus dem voraussichtlichen (vorsichtig geschätzten) Verkaufserlös abzüglich noch anfallender Erlösschmälerungen und noch entstehender Aufwendungen (z.B. Verpackungs- und Vertriebskosten) zusammensetzt. Ein derartig abgeleiteter beizulegender Wert ermöglicht eine sog. verlustfreie Bewertung. Diese Wertansätze können für Gegenstände des UV noch weiter unterschritten werden, sofern ein solcher Wertansatz bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist, um zu verhindern, daß in der nächsten Zukunft der Wertansatz dieser Gegenstände aufgrund von Wertschwankungen geändert werden muß.




AV:
AK/HK





- beizulegender Wert




UV:
AK/HK





Markt-/Börsenpreis





beizulegender Wert (wenn Markt-/ Börsenpreis nicht feststellbar ist)

Merke!! Ein Markt- und Börsenpreis ist nicht feststellbar bei unfertigen Erzeugnissen.

Beispiel:

Ich besitze einen Kran im wert von 2.000.000 AK, damit betreibe ich Hochhausbau.  ND = 8 Jahre, Afa linear.

Nach 4 Jahren ist mein Buchwert 1.000.000 . Meine AK – Abschreibungen nennt man dann auch die fortgeschriebenen AK.

Wenn ich nun nicht mehr Hochhäuser bauen will sonder nur noch kleine Häuser, brauche ich eigentlich nur noch einen kleineren Kran. Die AHK wären dafür 800.000. Ich behalte aber meinen alten Kran der eigentlich mehr kann, behandle ihn aber nun wie den kleinen Kran. Nach den 4 Jahren Stelle ich also um von altem Kran 1 Mio Wert auf neuen , kleinen Kran 800.000 um. Die Afa von 1 Mio bei dem alten Übertrage ich auch auf den neuen. Der Wert ist also nach 4 Jahren bei dem neuen Kran 400.000. Die 400.000 sind der „beizulegende Wert“. Ich hatte eine außerplanmäßige Afa von 1 Mio runter auf 400.000. Ich habe einen besseren Kran als ich brauche dann tue ich so als wäre er schlechter und schreibe ihn auch so ab.  Steuerlich ist dies auch so, die 400.000 bezeichnet man dann als Teilwert. 

4.4.3. Wert der nahen Zukunft
Wert der nahen Zukunft

§ 253 Abs.3
(3) Bei Vermögensgegenständen des Umlaufvermögens sind Abschreibungen vorzunehmen, um diese mit einem niedrigeren Wert anzusetzen, der sich aus einem Börsen- oder Marktpreis am Abschlußstichtag ergibt. Ist ein Börsen- oder Marktpreis nicht festzustellen und übersteigen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten den Wert, der den Vermögensgegenständen am Abschlußstichtag beizulegen ist, so ist auf diesen Wert abzuschreiben. Außerdem dürfen Abschreibungen vorgenommen werden, soweit diese nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig sind, um zu verhindern, daß in der nächsten Zukunft der Wertansatz dieser Vermögensgegenstände auf Grund von Wertschwankungen geändert werden muß.

Anmerkungen:
Hier geht es um die Bewertung des Umlaufvermögens ((



strenges Niederstwertprinzip).




Es gibt Wertansätze unter dem strengen Niederstwertprinzip.

Dieser neu in das deutsche Bilanzrecht aufgenommene Wertansatz ist Ausdruck der dynamischen Bilanztheorie. Er wurde als wahlweise Alternative zu den anderen Wertansätzen eingeführt und darf nur zur Anwendung gelangen, wenn durch ihn die nach dem strengen Niederstwertprinzip gemäß § 253 Abs. 3 Satz 1 und 2 HGB anzusetzenden Werte unterschritten werden. Dieser Wertansatz stellt eine Durchbrechung des Stichtags-prinzips dar, da hier nicht auf die Verhältnisse am Stichtag, sondern auf die der nächsten Zukunft abgestellt wird.



nahe Zukunft = Zeitraum bis zu 2 Jahren wird angenommen.

Bsp.:
(Personengesellschaft)



180,- DM/t

31.12.95



160,- DM/t

Preisrückgang der aus der Erfahrung gegeben ist



    (


Perspektive 96/97

in der Bilanz darf dieser Wert angesetzt werden
Das Prinzip der Vorsicht erlaubt es den Wert unter dem des strengen Niederstwertprinzips anzusetzen (Wert der nahen Zukunft).

Frage:

Ist der Wert der nahen Zukunft steuerlich zulässig?

Abschreibungen nach § 253 Abs. 3 Satz 3 HGB dürfen in der Regel in der Steuerbilanz nicht vorgenommen werden, so daß der in Frage stehende Wertansatz keine steuerliche Entsprechung findet. Für unser Beispiel heißt dies, daß steuerlich der Wert vom 31.12.95 (180,- DM) maßgeblich ist.

Frage:

Wie ist zu bewerten, wenn am 31.12.96 immer noch ein Markt- und



Börsenpreis von 180,- DM/t besteht.

Der niedrigere Wertansatz darf von Nicht-Kapitalgesellschaften auch bei Wegfall der Abschreibungsgründe beibehalten werden (§ 253 Abs. 5 HGB), während Kapitalgesellschaften das Wertaufholungsgebot nach § 280 Abs. 1 HGB beachten müssen. Für unser Beispiel bedeutet dies, daß der niedrigere Wertansatz (160,- DM/t) beibehalten werden darf

Beachte:  Der Wertansatz nach § 253 Abs. 3 Satz 3 HGB kann auf zweifache Art


      unterschritten werden.



( durch AfA im Rahmen vernünftiger kaufmännischer Beurteilung nach § 253 Abs. 4 



    HGB (nur für Nicht-Kapitalgesellschaften, § 279 Abs. 1 Satz 1 HGB)



( durch AfA auf Grund einer nur steuerrechtlich zulässigen AfA nach § 254 HGB.  
4.4.4. Bewertung nach vernünftiger kaufm. Beurteilung
Über die Ausübung des Wahlrechts kann grundsätzlich in jedem Geschäftsjahr neu entschieden werden; der Grundsatz der Bewertungsstetigkeit steht dem nicht entgegen.

Weder mit der Bildung noch mit der Auflösung der stillen Rücklagen darf eine Täuschung oder Irreführung Außenstehender verbunden sein. Auch für diesen Wertansatz besteht ein Beibehaltungswahlrecht nach § 253 Abs. 5 HGB (Achtung!! nur für Nicht-Kapitallgesellschaften).

Da AfA nach § 253 Abs. 4 HGB steuerlich nicht zulässig sind, hat der hier in Frage stehende Wertansatz in der Steuerbilanz keine Entsprechung.

Bsp.:
vernünftige kaufmännische Beurteilung

Merkmale der KG












KG





 Familien KG


1 Vollhafter
1 Teilhafter

(Opa)

(Enkel + alle Kinder)


1998 soll eine Großinvestition aus Betriebsmitteln vorgenommen werden.

Der Vollhafter (Opa) hat das Interesse die Investition aus eigenen Mitteln und ohne Fremdmittelbeteiligung durchzuführen.

Der Teilhafter (Kinder, Enkel) dagegen möchten möglichst hohe Gewinnausschüttungen erreichen, weil sie Mit ihrem Gewinn die eigene Lebensführung bestreiten oder verbessern.

Die AfA nach 253 Abs. 4 HGB gibt dem Vollhafter (Opa; der die Geschäfte führt) die Möglichkeit die Großinvestition aus eigenen Mitteln zu finanzieren.

Die AfA nach § 253 Abs. 4 HGB stellt einen Aufwand da der den Gewinn mindert.

Die Teilhafter (Kinder, Enkel) bekommen weniger Geld (Gewinnausschüttung) ausgezahlt. Dadurch bleiben genügend eigene Mittel in der KG um die Großinvestition aus eigenen Mitteln bestreiten zu können.

· Es ist ja kaufmännisch vernünftig seine Investitionen aus eigenen Mitteln zu finanzieren

· Außerdem ist das oberste Ziel des HGB der Gläubigerschutz. So bleibt Liquidität im U.

· Die Aufgaben von Abschreibungen erweitern sich somit von der einfachen Wertminderung eines Gegenstandes hin auch zum Zweck Liquidität nach § 253 IV im U. zu halten

· Da dies Steuerrechtlich nicht erlaubt ist, und der Komplementär den Kommanditisten höchstwahrscheinlich die Steuerzahlungen für das Geld erstatten müsste, lohnt es sich kaum und diese Methode ist nicht sehr gängig.

4.4.5. Steuerrechtliche Abschreibungen
Das Steuerrecht lässt auch Afa zu wenn ein Gegenstand nicht an Wert verloren hat. § 254.

Beispiel: 

Fördergebiet / die neuen Bundesländer

Kran 1.000.000AK / HK
ND 10 Jahre

-           500.000 Sonder Afa nach § 3 und 4 Förderungsgebietgesetz (i.d. ersten 5 Jahren neben der planm. Afa auch 

Sonder Afa in Höhe von max. 500.000)

-            100.000 linearer Afa nach § 7a IV EstG

BW 400.000


- 100.000


- 100.000


- 100.000


-  99.999


1

· Die Sonder Afa bedeuten, man darf früher, mehr Afa tätigen, trotzdem muss man über 10 Jahre ein Volumen von 1 Mio. nicht überschreiten.

· Bei Kapitalgesellsch. Bringt dies keinen Vorteil weil es sich bei ihnen nicht auf die Steuern auswirkt ob sie nun schon 400.000 Miese haben und dadurch noch mehr bekommen.

· Bei Einzelunternehmung mit 100.000 Minus und einer zusätzlichen Afa wirkt sich dies sofort auf die Einkommenssteuer des Inhabers aus

Weiteres Beispiel zu Afa Rechnung:

1.000.000
ND = 20 Jahre

 - 500.000

 - 50.000
450.000

- 50.000

- 50.000

- 50.000

- 50.000

250.000 jetzt § 7 b IX EstG, dann 250.000 : 15 = 16.667 Afa t6 bis t20

Wiederholung:

Frage:
Welche Afa hat nichts mit der normalen Wertminderung zu tun?

Antwort:
 

· § 253 IV
Bei Bewertungen nach vernünftiger Kaufm. Beurteilung, soll Liquidität im U. 

halten. Nur für Personengesell.  Und Einzelu. Erlaubt. Bei KG wichtig bei Persg. Nicht weil Inhaber sowieso alles entscheidet. Für KapGesell. Nicht zulässig weil es gem. § 279 I 1 gegen die True and fair view spricht.

· § 254
Steuerliche Afa, auch für KapGesell. Zulässig, § 279 II
Kapitel 5

Bilanzgliederung gem. § 266 II und III HGB

5.1. Gliederung der Aktivseite


5.1.1
Allgemein

Bilanzgliederung:


· Große und mittelgroße Kapitalgesellschaften ( Bilanzschema nach § 266 Abs. 2 und 3 HGB

· Kleine Kapitalgesellschaften 
( verkürztes Bilanzschema nach § 266 Abs. 1 Satz 3 HGB

§ 267

Verhältnisse noch tippen

	 
	Kleine Kapitalgesellschaft
	Mittlere Gesellschaft
	Grosse Kapitalgesellschaft

	Bilanzsumme ( Summe aller Aktiva oder Passiva)
	< 3.438.000


	< 13.750.000
	> 13.750.000

	Umsatzerlöse ( die Erträge aus dem betrieblichem Sachziel- das Produkt, Formalziel wäre Geld )
	< 6.875.000
	< 27.500.000
	> 27.750.000

	Durchschnittl. Zahl der Arbeitnehmer
	< 50
	250
	> 250


Große Kapitalgesellschaften 

müssen also Ihre Bilanz genau wie im § 266 aufstellen. 

Mittelgroße Kapitalgesellschaften 
können es verkürzt machen wie die kleinen KG`s also nur 






Buchstaben und römische Zahlen, allerdings sind die 






arabischen Zahlen , die in § 327 genannt werden auch auf zu 






führen. Siehe Seite 24 mit Beispiel

Kleine Kapitalgesellschaften 

müssen also nur Buchstaben und römische Zahlen ausweisen

Die Kaufleute


(Wiederholung Kapitel 3.1.)
Bilanzklarheit:
§ 243 II besagt der JA muss klar und übersichtlich sein. Hierfür nicht § 266 (Gliederung der Bilanz) oder § 275 (Gliederung der GuV), denn diese gelten nur für Kapitalgesellschaften und gleichgestellte Personengesellschaften (264a). Wir suchen, was für alle Kaufleute gilt. Dies muss in HGB von § 238 – 263 stehen. 

Aufschluss gibt § 247 I:

Wenn in der Bilanz, AV,UV, EK, Schulden und RAP gesondert 

ausgewiesen sind und hinreichend gegliedert sind ist Bilanzklarheit     (klar und übersichtlich) gegeben. Hinreichend gegliedert ist unbestimmter Rechtsbegriff. Man entnimmt aus § 266 einfach nur römische Zahlen der Gliederung nicht arabische. Der Zweck der Übersichtlichkeit ist, den JA mit den Vorjahren gut vergleichen zu können, interessant z.B. für Investoren.

Def.: 
AV:
langfristig, § 247 II, dauerhaft, hat potential

UV:
kurzfristig, auf Zeit wie etwa Forderung die nach der Zahlung verschwindet
Zusatz: Kaufleute müssen die Bilanz nicht unbedingt in Kontoform darstellen. Kapitalgesellschaften schon, dies schreibt § 266 vor. ( ist nach § 263 also nur ein Zusatz für KG´s, sie müssen Kontoform) Für sonstige Kaufleute würde zur Bilanzklarheit auch Staffelungsform dienen. Die sähe so aus:

A
langfristige Posten


100.000

· Anlagevermögen

· Langfristiges EK

· Langfristiges FK

B
Mittelfristige Posten


150.000

· Rohstoffe, Hillfs. Betriebst. 

· Mittelfristiges EK (z.B. Gewinnvortrag)

· Mittelfristiges FK (1-5 Jahre Schulden)

C
kurzfristige Posten


muss damit es aufgeht jetzt – 250.000 sein

· kurzfristiges EK (z.B. der Jahresüberschuss)

· kurzfristige Forderungen

· Bank / Kasse

· Kurzfristige Verblk. (bis 1 Jahr)

Ab wann wird Personengesellschaft wie KG behandelt?

Eine OHG mit z.B. 200 Millionen Bilanzsumme wird behandelt wie eine große Kapitalgesellschaft (§§ 1,3,6, 5 I Publ. ( §242 HGB unspezifiziert) allerdings nicht in allen Punkten (siehe § 279 HGB( hier keine Gleichsetzung).

Frage: 

Warum bekommen mittelgroße und kleine Kap. Gesell. Erleichterungen?

Antwort:
Weil es Schutz vor der Konkurrenz sein soll. Jeder Einblick ist „gefährlich“

( Ähnliches wie für die Bilanz gilt auch für die GuV. Diese ist geregelt in § 275 und in § 276 werden Ausnahmen für die verschiedenen Größen der Kapitalgesellschaften gemacht. Was gilt hier für Personengesellschaften? Kommt noch in Kapitel 6!?
5.2
Gliederung der Aktivseite
5.2.1 Anlagevermögen Allgemein 
Zum Anlagevermögen gehören nach § 247 Abs. 2 HGB nur Gegenstände, die bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu dienen. Unter ,,Gegenständen" i. S. von § 247 Abs. 2 HGB werden sowohl Sachanlagen als auch immaterielle Werte verstanden. Der Begriff ,,dauernd" ist nicht als absoluter Begriff zu verstehen, sonst müßte langfristig gebundenes Vorratsvermögen als Anlagevermögen behandelt werden. Für die Zugehörigkeit zum Anlage- oder Umlaufvermögen ist deshalb nicht die Dauer, sondern die vorgesehene Art des Dienens für den Betrieb entscheidend.  Es geht also um die Planung des Kaufmanns für das Gut. Das AV hat „ Potentialfaktoren, das UV meist Repetierfaktoren, es wird also nur 1x eingesetzt im Unternehmen. 

Erläuterungen zu der Aktiv Seite der Bilanz

A. Anlagevermögen


I.
Immaterielle Vermögensgegenstände



1.
Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie 




Lizenzen an solche Rechten und Werten



2.
Geschäfts oder Firmenwert



3. 
geleistete Anzahlungen


II.
Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der Bauten auf 



fremden Grundstücken.

2.
technische Anlagen und Maschinen

..............................................

(I und II dienen unmittelbar dem Betriebszeck, römisch III die Finanzanlagen nur mittelbar)

1.

Immaterielle Vermögensgegenstände:
§ 266 A I HGB, Immaterielle Vermögensgegenstände sind Vermögensteile einer Unternehmung, die  - unkörperlich bzw. nicht materiell-gegenständlich sind, sondern Rechte oder andere wirtschaftliche Werte darstellen,






- nicht zu den Finanzanlagen und nicht zu den Sachanlagen zählen.

Die Einzelpositionen ergeben sich aus der Bilanzgliederung für große Kapitalgesellschaften. Besonders ist zu beachten, daß grundstücksgleiche Rechte wie Erbbaurecht, Wassernutzungs- und Schürfrechte (obwohl immaterielle Vermögensgegenstände) nicht hier, sondern unter den Sachanlagen einzuordnen sind.

Konzessionen: 



sind behördlich verliehene Rechte zum Betrieb eines 






Gewerbes, an das bestimmte persönliche und sachliche 






Voraussetzungen geknüpft sind (Nachweis von Fähigkeiten, 






bestimmte technische Einrichtungen u.a.), z.B. bei 






Gaststätten, Personenbeförderung, Erdölbohrungen
Gewerbliche Schutzrechte: 

Dazu gehören Patente, Gebrauchsmuster, 

Geschmacksmuster, Warenzeichen (Handelsmarken), Urheber- und Verlagsrechte. Patente die ich entwickelt habe und verkaufen will, gehören ins UV, nur was ich an Patenten bei mir einsetzte gehört hier hin. Wiederspruch § 248 II ?  ( 246 I 1 ?!

Ähnliche Rechte: 


ergeben sich aus Ansprüchen gegenüber Dritten, z. B. 






Optionsrecht zum Erwerb von Aktien, Brenn- 






und Braurecht, Hotelbelegungsrecht, Wegerecht, 






Fischereirecht, Wettbewerbsverbote, Rezepte, Kundendateien
Lizenzen:



sind Bewilligungen zur Ausnutzung / benutzen von Patenten, 






Gebrauchsmustern, Verlags und ähnlichen Rechten und 






Werten. Abfüllen von Cola, jede Flasche Geld an Cola!

2.

Geschäfts- oder Firmenwert:


Als Geschäfts- oder Firmenwert wird nach § 255 Abs. 4 HGB die Wertdifferenz zwischen dem Gesamtwert einer Unternehmung und der Summe der Einzelwerte der Vermögensgegenstände unter Abzug der Schulden verstanden. Es handelt sich dabei um einen ideellen, fiktiven Wert: den guten Ruf, den Kundenkreis, den Kredit, die erfahrene Belegschaft. Dieser Wert darf nur aktiviert werden, 

wenn er entgeltlich erworben wurde (derivativer Geschäfts- oder Firmenwert). 

Wenn VW eine GmbH für 5 Mio. kauft und so fortführt sind die 5 Mio. Finanzanlagen. Sie müssen die GmbH zerschlagen damit man ihn nach dem kauf Bilanzieren kann. Man hat das Wahlrecht den FW zu aktivieren oder ihn über die GuV als Aufwand einzustellen.

Wenn man ihn aktiviert, muss man ihn abschreiben. 

· Über 4 Jahre beginnend mit dem Jahr nach dem Erwerb

· Oder über die Zeit, die er genutzt werden kann. Max. 15 Jahre

· Steuerrechtlich muss man es über 15 Jahre tun (§ 7 I EstG). Ausnahme: Aus dem vorherigen Kapitel, auf den Teilwert abschreiben, wenn der Einkauf ein Flop war oder man sein Business verändert.

3.

geleistete Anzahlungen

Bedeutet die Anzahlungen müssen für Immaterielle  Vermögensgegenstände erfolgt sein. Also auf arabisch 1 oder 2. z.B. auf Lizenzen.

Anlagevermögen 

III Sachanlagen
(5.1.1.2.)
§266 II A II  Sachanlagen
1. Grundstücke (abgegrenzter Teil der Erdoberfläche der in ein öffentl. Register eingetragen ist.), 

grundstücksgleiche Rechte (Erbbaurecht mit dem Anschaffungswert der Erbpacht) und Bauten einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken ( Gebäude und Grundstücke wurden hier gleichbehandelt, sie haben aber andere Inventurnummern denn Gebäude haben eine planmäßige Afa und Grundstücke außerplanm. Afa.)


2. technische Anlagen und Maschinen;


3. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung;


4. geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau;...

zu Nr. 2 und 3. 
hier sind Produktionsmaschinen gemeint die unmittelbar für die 

Produktion dienen. Das Förderband, der Hochofen und die Flugzeuge der Fraport zum Beispiel. Auch die Fahrwege der Deutschen Bahn wie Tunnel, Brücken, Schienen gehören hier zu den technischen Anlagen. 




Hingegen fällt unter Nr. 3 „ andere technische Anlagen“ alles was nicht direkt 




der Produktion dient. Ein Schienengleis etwa der Opel AG um Autos aus zu 




liefern ist hier keine technische Anlage sondern gehört eher zum Vertrieb. Sie 




gehört also zu anderen technischen Anlagen. 

Weitere Beispiele:
Die EDV Anlage gehört, wenn das U. solche produziert zum UV, wenn es 




damit seine Produktion steuert zu Nr.2 und wenn es diese nur für die 




Finanzbuchhaltung nutzt zu Nr. 3




Der Fuhrpark gehört bei der Firma „Sixt“ zu Nr. 2, die Vorstandsfahrzeuge 




eines U. allerdings zu Nr. 3

zu Nr. 4:

geleistete Anzahlungen bedeutet ich zahle an und ein anderer baut mir 




beispielsweise eine Maschine. Die Anlage befindet sich U. des 




Vertragspartners. Anlagen im Bau sind Bauten auf meinem 




Betriebsgrundstück. 




Merke!! 
Position geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau ist nur temporär 



vorhanden. Sie wird später in die Positionen 1-3 eingegliedert.

Anlagevermögen

IV Finanzanlagen

(5.1.1.3.)

§ 266 II. A. III
Finanzanlagen:


1. Anteile an verbundenen Unternehmen;


2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen;


3. Beteiligungen;


4. Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis


    besteht;


5. Wertpapiere des Anlagevermögens;


6. sonstige Ausleihungen.

Zu Nr. 1:
§ 271 II, sind Konzernunternehmen bei denen es Mutter und Tochterunternehmen gibt. 



Das Verhältnis zwischen diesen ist bestimmend / beherrschend
Zu Nr. 2:
Ausleihungen sind Darlehen oder Kredite an das Tochterunternehmen. Auch hier ist es üblich diese zu verzinsen.

Zu Nr. 3:
§ 271 I , Es sind Beteilungen gemeint, die dem U. welches die Beteilungen besitzt, 



durch die dauerhafte Verbindung nutzen soll. Zum Beispiel will BMW wenn es 



Anteile an Bosch hat, die Beschaffungssicherheit garantieren.



Außerdem gilt im Zweifel, wenn jemand mehr als 20% Anteile des Nennkapitals einer 



Kapitalgesellschaft besitz, dann liegt auch eine Beteiligung vor. Dies ist allerdings 



widerlegbar. Das heißt wenn jemand 30% Anteile besitzt, diese aber zum UV zählt 



weil er sie weiterverkaufen will dann ist es keine Beteiligung. Finanzanlagen gibt es 



nur im AV und wenn er sie zum UV zählt, gehören sie hier nicht hin. Auf der anderen 



Seite kann es sein, dass man nur 12% Anteile einer Kap.Gesellsch. hat aber trotzdem 



eine Beteiligung vorliegt. Bsp.: Molkerei auf die man erheblichen Einfluss hat.  



Anteile an einer eingetragenen Genossenschaft hingegen sind keine Beteiligung. „ One 



man one vote“

Zu Nr. 4:
Ausleihungen an Beteiligungsunternehmen werden gehandhabt wie Nr. 2 allerdings ist 



hier das Verhältnis nicht beherrschend sondern man hat „maßgeblichen Einfluss“

Zu Nr. 5 :
Bei WP des AV hat man unbedeutenden Einfluss durch Abstimmungsrechte bei HV. 



Wenn VW 5000 Aktien von Siemens hat, sind dies Finanzanlagen wenn sie dauernd 



dienen sollen.  sie wollen kein sonderliches Mitspracherecht sonder sie tun dies aus 



Gewinnabsichten.

Zu Nr. 6 :
sonstige Ausleihungen kann etwa bedeuten, dass der AG dem AN ein Darlehen 



gewährt zum Kauf eines Neuwagens wenn der AN viel mit seinem privat PKW 



herumfahren muss. 

Heute der Anlagespiegel / das Anlagegitter

Das AV wird als Matrix dargestellt, § 268 II beachte § 265 II

( Ein Anlagespiegel gilt für Kapitalgesellschaften und gleichgestellte Personengesellschaften. Nach § 274 a 1 brauchen kleine Kapitalgesellschaften und gleichgestellte Personengesell. Dies nicht zu tun.

Dieser Anlagesiegel nennt sich auch Bruttoanlagespiegel weil man zunächst mit den historischen AK arbeitet. 

	
	Hist. AK / HK
	Zugänge 
	Umbuchungen ( Bauphase -Fertig)
	Abgänge (Verkauf/Schrott)
	AfA kumuliert

 ( alle früheren Afa und dieses GJ
	EB dieses Jahr 
	AfA

 (nur dieses

Geschäftsjahr)
	EB letztes Jahr

§265 I

	AV
	
	
	
	
	
	
	
	

	I Immatr. Vermögg.
	
	
	
	
	
	
	
	

	1. Konzession
	
	
	
	
	
	
	
	

	2. FW
	
	
	
	
	
	
	
	

	3. Auszahl. auf Immatr. Gegegst. 
	
	
	
	
	
	
	
	

	II Sachanlagen
	
	
	
	
	
	
	
	

	1. Grundstücke
	
	400.000
	+ 400.000
	
	
	
	
	

	2. TA + Maschinen
	60 Mio
	
	
	
	
	
	
	

	3. BGA
	
	
	
	
	
	
	
	

	4. Anlagen im Bau + gel. Anzahl.
	50.000

Baubeginn
	350.000 Zusatzkosten
	- 400.000
	
	
	
	
	

	III Finanzanlagen
	
	
	
	
	
	
	
	

	1. Anteile an verbund. U.
	
	
	+ 1,2 Mio
	
	
	
	
	

	2. Ausleihungen an...
	
	
	
	
	
	
	
	

	3. Beteiligungen
	
	
	-1,2 Mio
	
	
	
	
	

	
	
	
	Summe muss hier 0 sein!!!
	
	
	
	
	


Erläuterungen:

Zugänge:

Hier werden alle Investitionen des betreffenden Jahres verbucht. 

Dagegen sind Zuschreibungen nur möglich, wenn vorher eine außerplanmäßige Afa stattgefunden hat. Zum Bsp. bei WP. Vorher runter auf den beizulegenden Wert weil man ja hier nicht mit Börsenpreis arbeiten darf, da dieser nur im UV zulässig ist. Wir sind hier im AV. Im AV wird das gemilderte NWP angewandt. Ein Gegenstand kann sich auch schon vorher im U. befunden haben und trotzdem hier ein Zugang sein, denn es geht um den Zugang ob er ins AV gekommen ist. Bsp. WP erst im UV weil man sie verkaufen wollte. Also schon im U. Aber wegen schlechter Preise kommen sie jetzt ins AV also werden sie in diesem Jahr als Zugang hier verbucht.
Umbuchungen:
Hier tauchen Sachen auf, wenn ein Tausch von Posten innerhalb diesen Anlagespiegels erfolgt. Es kann z.B. sein wenn ein Gebäude sich im Bau befindet steht es zunächst unter II 4. und wenn es fertig ist, bucht man es um zu II 1. Siehe Bsp. mit 400.000. Wichtig ist, dass diese Summe dieser Spalte logischer Weise immer Null ergeben muss. Ein fertig gestellter Posten kann sich auch nach Fertigstellung auch mehrere andere Posten verteilen. Weiteres Beispiel wäre, ich habe 20% Anteile eines anderen U. Also liegt i.d.R. eine Beteilung vor. (III 3.) Wenn ich nun die Mehrheit der Stimmrechte dort erkaufe also mehr als 50% habe wird dies zu einem verbundenen U. Von III 3. zu III 1. Nach § 290 I und II gibt es 4 Fälle wonach ein verbundenes als ein Konzern Unternehmen vorliegt. (nachlesen)

Abgänge:
Bsp.: Ich besitze ein Haus mit Buchwert 1 Euro weil es abgeschrieben ist. Vor 40 Jahren für 1 Mio. gekauft daher steht es im Anlagespiegel auch mit 1 Mio. Ich verkaufe es nun für 400.000. Dieses ist realistisch weil man ja Instandhaltung betrieben hat. 


Frage: Was kommt in Abgänge? – 1 Euro, - 100.000 oder – 400.000 ???


Antwort: - 1 Mio. weil dieser Betrag aus dem Anlagespiegel raus muss. Wenn ein Gegenstand verkauft oder verschrottet wird geht er über Abgänge aus dem ASP. Mit dem hist. AK raus. Für Gebäude oder Sachen die dann nicht mehr meinem U. gehören, werden für dieses Jahr auch keine Afa mehr vorgenommen. In der FIBU sieht das natürlich anders aus. Denn dort steht ja das Haus auch nur mit 1 Euro an wert drin. 


In Abgänge trage ich auch etwas ein, wenn WP im Wert von 900.000 hatte, davon 400.000 verkaufe. Dann –400.000 in Abgänge und in den EB 500.000.

Allgemein:
Es ist noch zu sagen, dass z.B. unter dem Posten II 1. , die Gebäude zusammengefasst sind. Dort stehen nicht alle einzelnen Gebäude sondern eine Summe aller Gebäude.

Wenn dieser Anhang vorhanden ist, steht in der Bilanz nur die Namen links und die EB`s. Der Rest, also die Mitte findet sich im Anhang wieder. Das Wahlrecht besteht auch darin, den Geschäftsvorfall in die Bilanz oder in den Anhang mit auf zu nehmen.

Gliederung des Umlaufvermögens:

(5.1.2.)

Übersicht:

A. Anlagevermögen


I.
Immaterielle Vermögensgegenstände



1.
Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie 




Lizenzen an solche Rechten und Werten



2.
Geschäfts oder Firmenwert



3. 
geleistete Anzahlungen


II.
Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der Bauten auf 


       fremden Grundstücken.

1. technische Anlagen und Maschinen

2. andere Anlagen, BGA

3. geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau


III
Finanzanlagen

1. Anteile an verbunden Unternehmen

2. Ausleihungen an verbunden Unternehmen 

3. Beteiligungen

4. Ausleihungen an Unternehmen, an denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

5. WP des AV

6. sonstige Ausleihungen

B. Umlaufvermögen

I.
Vorräte:

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

2. unf. Erzeugnisse, unfertige Leistungen

3. fertige Erzeugnisse und Waren

4. geleistete Anzahlungen


II.
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen...

2. .........

5.2.2.1. Vorräte:

 Vorräte:

vor allem bei Handelsbetrieben zu finden wie Kaufhof, Hertie,.. dort Vorrät 




oft der größte Bilanzposten. Weniger zum Bsp. bei Bankbetrieben

1. RHB:

Rohstoffe sind der Hauptbestandteil des zu fertogen Produkts, Holz beim 




Tisch, Einzelkosten, Hilfsstoffe sind auch im Endprodukt aber geringer zum 




Bsp. Schrauben auch Einzelkosten, Betriebsstoffe sind nicht im Endprodukt 




enthalten, Bsp. Strom, typischerweise Gemeinkosten

2. unfertige Erzeugnisse / unf. Leistungen:
bei unfertigen Erzeugnissen hat die Kombination der 







Produktionsfaktoren schon begonnen, wenn kein 







Börsen oder Marktpreis zu ermitteln ist, mit 







beizulegendem Wert anzugeben, hier im UV 







strenges NWP, unfertige Leistungen fallen im 







Dienstleistungssektor an bei Architekt der den Plan 







erstellt. 

3. Fertige Erzeugnisse und Waren:

Fertige Erzeugnisse habe ich selber hergestellt und Waren 







sind Handelswaren die ich eingekauft habe und weiter 







verkaufe.

4. Geleistete Anzahlungen:

müssen Anzahlungen auf Handelswaren oder RHB sein, 






eine erhaltene Anzahlung ist eigentlich Passiv Posten, wie 






eine Verblk. . Nach § 268 IV und dem Ausweiswahlrecht kann ich 






diese aber auch auf die Aktiv Seite bringen in dem ich die erhaltene 






Anzahlung offen von den Vorräten absetzte. Dies sähe so aus:


1. RHB

400.000


2. unf. Erz
600.000


3. Fert. Erz.
1.200.000



- erhalt. Anz. 400.000   ( dies ist offen absetzen man darf nicht fert. Erz mit 800.000 angeben
4. geleist. Anz.
500.000

also verrechnen.




2.300.000




Zur Erinnerung:

B. Umlaufvermögen

I.
Vorräte:

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

2. unf. Erzeugnisse, unfertige Leistungen

3. fertige Erzeugnisse und Waren

4. geleistete Anzahlungen


II.
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen aus Lieferung und Leistung

2. Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen 

3. Forderungen gegen U., mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

4. sonstige Vermögensgegenstände


III
Wertpapiere 

1. Anteile an verbundenen Unternehmen

2. eigene Anteile

3. sonstige WP


IV
Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten,...
Zu II

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
(5.2.2.2.)
§ 266 II. B. II HGB Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
zu II 1. 
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen beruhen auf der unternehmensseitigen Erfüllung von gegenseitigen Verträgen, z.B. Liefer-, Werk- und Dienstleistungsverträgen. Die Begleichung durch den Schuldner steht noch aus. Bereits gewährte Preisnachlässe sind abzusetzen.

Die Begriffe Lieferungen und Leistungen werden hier bei dieser Position meist streng ausgelegt und nur auf die gewöhnliche Geschäftstätigkeit bzw. die Umsatzerlöse (§ 277 Abs. 1 HGB) bezogen. Forderungen z.B. aus Anlageabgängen zählen dann nicht hierher, sondern zu „Sonstigen Vermögensgegenständen“.

Bsp.:

Wo ist der Verkauf eines Grundstückes einzuordnen?



  (siehe dazu § 275 HGB)



Erlös des Verkaufes
180.000,-



bewertet in der Bilanz
150.000,-



Verkaufserlös

  30.000,-







§ 275 Abs.3 Nr. 6 sonstige betriebliche Erträge

Merke!!
Ein Grundstücksverkauf zählt nicht zu gewöhnlichen Geschäftsbetrieb (Ausnahme: Ziel des Betriebes wäre der Erwerb und Verkauf von Grundstücken).

Forderungen aus L+L sind eigentlich ein Kundenkredit. Hieraus stellt sich die Frage, wie sie zu bewerten sind, wenn ein Forderungsausfall droht.

Hier hat der Buchhalter zwei Instrumente zu Verfügung:

1.  Einzelwertberichtigung

2.  Pauschalwertberichtigung

Bsp.:
Wir haben Forderungen (+MwSt.) von insgesamt 115.000,- DM.


Es ist mit einem Forderungsausfall des Kunden A (+MwSt.) von 


11.500,- DM zu rechnen. Weitere Forderungsausfälle sind nicht


auszuschließen. Es soll eine Forderungsbewertung zum 31.12..


stattfinden.


Forderung gesamt

115.000,-


Forderung Kunde A

  11.500,-


erwarteter Ausfall





  115.000,-


50%/ Einzelwertbe-





  - 15.000,-  MwSt.


richtigung


  - 5.000,-


  100.000,-


Pauschalwertbe-





  - 10.000,- Einzelwertb.


richtigung 3% von





    90.000,-* 3% = 2.700,-


90.000,-


  - 2.700,-


Forderungen in der

Bilanz
bewertet zum


31.12...


107.300,-

Die gesamte Wertberichtigung von 7.700,- muß in der G+V in § 275 Abs.2 Nr 8 HGB ausgewiesen werden. Bei höheren Forderungsverlusten (z.B. > 50%) ist in der G+V in § 275 Abs.2 Nr. 7b zu buchen.(§ 277 Abs. 2 HGB befaßt sich mit den Vorschriften zu einzelnen Posten der G+V).

zu II 2 

Forderungen gegen verbundene Unternehmen 
Zu den Forderungen gegen verbundene Unternehmen gehören alle zum Umlaufvermögen gehörenden Forderungen gegenüber diesen Unternehmen, gleichgültig, ob aus Lieferungen und Leistungen stammend, aus kurzfristigen Darlehen, aus Gewinnausschüttungen oder anderem. Vgl. die Bestimmung über den Vermerk der Mitzugehörigkeit zu anderen Posten (§ 265 Abs. 3 HGB).

Zu II 3

Forderungen gegen Unternehmen. mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 

Hier gilt entsprechendes wie bei Forderungen gegen verbundene Unternehmen.

(siehe auch Ausführungen Anlagevermögen)

 zu II 4 
Sonstige Vermögensgegenstände 

Der Posten ,,Sonstige Vermögensgegenstände" sammelt alle Vermögens-gegenstände des Umlaufvermögens, die nicht gesondert ausgewiesen werden müssen bzw. sich nicht anderswo unterbringen lassen. Das sind kurzfristige Kredite, kurzfristige Darlehen an Arbeitnehmer, Lohn- und Gehalts-, Reisekosten-, Benzin-kostenvorschüsse, Kautionen mit einer Restlaufzeit von bis zu einem Jahr, Gewinn-auszahlungsansprüche von Gesellschaftern (soweit nicht gesondert auszuweisen), Ansprüche auf Steuererstattungen und Sozialversicherungsbeiträge , Schaden-ersatzansprüche , Forderungen auf Ausbildungsplatzzulage, umgeschlagene Kreditoren. ADS 1987 (§ 266 Tz 134) führt auch zur Weiterveräußerung vorgesehene Anlagegegenstände auf, die nicht mehr im eigenen Betrieb als Anlagen genutzt werden sollen.

5.2.2.3 Wertpapiere



§ 266 II. B. III HGB Wertpapiere


B. Umlaufvermögen

I.
Vorräte:

5. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

6. unf. Erzeugnisse, unfertige Leistungen

7. fertige Erzeugnisse und Waren

8. geleistete Anzahlungen


II.
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
5. Forderungen aus Lieferung und Leistung

6. Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen 

7. Forderungen gegen U., mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

8. sonstige Vermögensgegenstände


III
Wertpapiere 

4. Anteile an verbundenen Unternehmen

5. eigene Anteile

6. sonstige WP


IV
Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten,...
Wertpapiere sind nach der Rechtslehre Urkunden, in denen ein privates Recht derart verbrieft ist, daß zur Ausübung des Rechts der Besitz der Urkunde erforderlich ist. Zu Wertpapieren des Umlaufvermögens gehören: „Anteile an verbundenen Unternehmen, eigene Anteile und sonstige Wertpapiere. Die Zuordnung zum Umlaufvermögen ergibt sich ausschließlich aus dem vorgesehenen kurzfristigen Verbleib im Unternehmen.

Exkurs



Frage:


Muß ein Bilanzposten der im Schema des § 266 HGB steht, aber den Wert 0 hat, ausgewiesen werden? § 265 Abs. 8 HGB sagt dazu - Ein Posten der Bilanz oder G+V, der keinen Betrag ausweist, braucht nicht aufgeführt zu werden, es sei denn, daß im vorhergehenden Geschäftsjahr unter diesem Posten ein Betrag ausgewiesen wurde.

Zu III 1
Anteile an verbundenen Unternehmen
Hier sind nur solche Anteile an verbundenen Unternehmen auszuweisen, die nicht zum Anlagevermögen (§266 II. A. III. 1 HGB) gehören (z.B. Die Muttergesellschaft verkauft Anteile an einer Tochtergesellschaft an diese zurück).

Bsp.:
Anschaffungskosten:



1.500.000,-


Bilanziert im Anlagevermögen in „Anteile an


verbundenen Unternehmen“ als beizulegen-


der Wert mit:




1.000.000,-

Es sollen 50% der Anteile verkauft werden




- 750.000,-








       (Verkaufsanteil bewertet aus 

  







     der Sicht der Anschaffungskosten)


Die verkauften Anteile müßten im


Umlaufvermögen nach dem strengen


Niederstwertprinzip wie folgt bewertet


werden:




500.000,-

zu III 2 
Eigene Anteile  
Eigene Anteile, deren Erwerb sowohl bei der AG als auch bei der GmbH nur mit Einschränkung zugelassen ist (§ 71 AktG und § 33 GmbHG), dürfen unabhängig von ihrer Zweckbestimmung nur unter den dafür vorgesehenen Posten im Umlaufvermögen ausgewiesen werden (§ 265 Abs. 3 Satz 2 HGB).

In Höhe der eigenen Anteile ist stets eine Rücklage für eigene Anteile zu bilden (§ 272 Abs. 4 HGB), um dadurch Mittel an das Unternehmen zu binden und die Haftungssubstanz zu erhalten (Ausschüttungssperre) . U.  macht dies um sich gegen feindliche Überbnahmen zu schützen. Auch wenn feststeht dass Aktien nur 5 Jahre gehalten werden gehören sie zum UV. ( § 265 III 2.

zu III 3 
Sonstige Wertpapiere   
Der Posten umfasst alle bisher noch nicht aufgeführten Wertpapiere des Umlaufvermögens. Das sind insbesondere kurzfristige Liquiditätsreserven in Wertpapierform, wie Rentenpapiere, Aktien von nicht verbundenen Unternehmen, Obligationen, Investmentzertifikate, Schatzwechsel von Bund, Ländern, Bundesbahn, Finanz- oder Finanzierungswechsel. Letztere sind Wechsel, die nur der Kreditbeschaffung dienen. Handels- oder Warenwechsel dagegen sind unter ,,Forderungen aus Lieferungen und Leistungen" auszuweisen. Abgetrennte Zins- und Dividendenscheine gehören entweder hierher oder unter ,,Sonstige Vermögensgegenstände" (ADS 1987, § 266 Tz 146).

Zu IV 

Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten,...
Die flüssigen Mittel gehören auch noch hier zum UV wenn es sich um Festgeld bei der Bank für halbes Jahr handelt . Diese temporäre Anlage kann man jederzeit auflösen!

Auffällig bei diesem letzten Punkt des UV ist, dass keine einzelne Aufgliederung vorgenommen wird. Trotzdem unterscheiden sich Aufzählungen in ihrer Sicherheit ( Bonität). 

Ein Sonderfall dazu liegt vor ,wenn Geld bei einer Insolvenzgefährdeten Bank lagert. Dann wird dieses nicht hier aufgeführt sonder unter II 4. also den sonstigen Vermögensgegenständen!

Zu den Wechseln ist zu sagen, dass es sich hier um Besitzwechsel handelt. Wir sind der Gläubiger. Beim Handelswechsel wird dieser hier nicht bilanziert sonder die Forderung, die dahinter steckt. Sie wird auch bei „Forderungen“ aufgelistet. Der Finanzwechsel steht bei den „sonstigen WP“.

§ 266 HGB

(2) Aktivseite

A. Anlagevermögen


I.
Immaterielle Vermögensgegenstände



1.
Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie 




Lizenzen an solche Rechten und Werten



2.
Geschäfts oder Firmenwert



3. 
geleistete Anzahlungen


II.
Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der Bauten auf 


       fremden Grundstücken.

2. technische Anlagen und Maschinen

3. andere Anlagen, BGA

4. geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau


III
Finanzanlagen

1. Anteile an verbunden Unternehmen

2. Ausleihungen an verbunden Unternehmen 

3. Beteiligungen

4. Ausleihungen an Unternehmen, an denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

5. WP des AV

6. sonstige Ausleihungen

B. Umlaufvermögen

I.
Vorräte:

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

2. unf. Erzeugnisse, unfertige Leistungen

3. fertige Erzeugnisse und Waren

4. geleistete Anzahlungen


II.
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen aus Lieferung und Leistung

2. Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen 

3. Forderungen gegen U., mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

4. sonstige Vermögensgegenstände


III
Wertpapiere 

1. Anteile an verbundenen Unternehmen

2. eigene Anteile

3. sonstige WP


IV
Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten,...
C. Rechnungsabgrenzungsposten.

(3) Passivseite

A. Eigenkapital:


I
Gezeichnetes Kapital

II
Kapitalrücklage


III
Gewinnrücklagen
1. gesetzliche Rücklage

2. Rücklage für eigene Anteile
3. satzungsmäßigen Rücklagen
4. andere Gewinnrücklagen

IV
Gewinnvortrag / Verlustvortrag


V
Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag

B. Rückstellungen

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen

2. Steuerrückstellungen
3. sonstige Rückstellungen
C. Verbindlichkeiten

1. Anleihen, davon konvertibel;

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

3. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellung

4. Verblk. aus LL

5. Verblk. aus der Annahmen gezogner Wechsel und der Ausstellung eigener Wechsel

6. Verblk. gegenüber verbundenen Unternehmen

7. Verblk. gegenüber U. mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

8. sonstige Verblk. davon aus Steuern, davon im Rahmen der sozialen Sicherheit

5.1.3
Rechnungsabgrenzungsposten

§ 266 II C HGB 
RAP Aktivseite (ARA)

§ 266 III B HGB
RAP Passivseite (PRA)

§ 250 HGB

RAP allgemein

(1)  Als Rechnungsabgrenzungsposten sind auf der Aktivseite Ausgaben vor dem Abschlußstichtag (vor und am 31.12) auszuweisen, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen.  § 250 I

(2) Auf der Passivseite sind als Rechnungsabgrenzungsposten Einnahmen vor dem Abschlußstichtag auszuweisen, soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem darstellen. § 250 II

(3) Ist der Rückzahlungsbetrag einer Verbindlichkeit höher als der Ausgabebetrag, so darf der Unterschiedsbetrag in den Rechnungsabgrenzungsposten auf der Aktivseite aufgenommen werden. Der Unterschiedsbetrag ist durch planmäßige jährliche Abschreibungen zu tilgen, die auf die gesamte Laufzeit der Verbindlichkeit verteilt werden können.

Zu (1) Aktive Rechnungsabgrenzung. Hierunter fallen Aufwendungen, die bereits im                  abzuschließenden Geschäftsjahr im voraus bezahlt und gebucht wurden, aber ent-     weder nur zum Teil oder auch ganz wirtschaftlich dem neuen Geschäftsjahr zuzurechnen sind, wie z. B. von uns geleistete Vorauszahlungen für Versicherungen,  Zinsen, Mieten u. a. Zum Bilanzstichtags sind die betreffenden Aufwandskosten  durch eine Aktive Rechnungsabgrenzung (ARA) zu berichtigen. Sie stellt praktisch  eine Leistungsforderung dar. So begründet z. B. unsere Mietvorauszahlung einen Anspruch auf Nutzung der gemieteten Räume im neuen Jahr.

Zu (2) Passive Rechnungsabgrenzung. Hierunter gehören Erträge, die im abzuschließenden Geschäftsjahr bereits als Einnahme gebucht worden sind, aber mit einem Teil oder auch ganz als Ertrag dem neuen Geschäftsjahr zuzuordnen sind, wie z. B. im voraus erhaltene Miete, Pacht, Zinsen u. a. Zum Jahresabschluss sind die betreffenden Ertragskonten durch Vornahme einer entsprechenden Passiven Rechnungsabgrenzung (PRA) zu korrigieren. Die PRA stellen Leistungsverbindlichkeiten dar. Eine an uns geleistete Zinsvorauszahlung begründet z. B. unsere Verpflichtung auf weitere Überlassung des gewährten Darlehens im neuen Jahr.

Zu (3) Aktivierungswahlrecht. Nach der Habil. Hat man das Wahlrecht das Disagio als RAP auszuweisen oder direkt wenn es anfällt als Zinsaufwand. Nach der SteuBil. Hat man eine aktivierungspoflicht (Zinsaufwand). Das gleiche hatten wir schon mal beim Firmenwert. Wenn ich ihn nicht aktivieren würde, hätte ich eine Gewinnminderung in dem Jahr wo das Disagio anfällt. 

Nach § 268 III muss der RAP nicht die letzte Position der Aktivseitegliederung sein. Für Kap. Gesellschaften und gleichgestellte Personengesellschaften gilt, dass der nicht durch das EK gedeckte Fehlbetrag noch nach dem RAP ausgewiesen wird. 

Was bedeutet aktivieren, warum will das dar Fiskus?

Aktivieren bedeutet, die Kosten sind gehen nicht in die GuV und sind somit kein Aufwand. Es wird zu einem Bilanzposten! ???

Transisstorische RAP

Zahlung im alten Jahr und Ertrag / Aufwand für eine bestimmte Zeit kommt nach dem Bilanzstichtag! 

Beispiel allgemein:

Am 1. Juli des laufenden Jahres wurde die Kfz-Versicherungsprämie für das betriebliche Fahrzeug für ein Jahr im voraus bezahlt. Die Jahresprämie beträgt 800,- oder auch Bsp. wenn Pacht im vorraus gezahlt wurde. Wenn 500.000 Anzahlung für 12 Jahre dann jedes Jahr 1/12 RAP.

Typische Fälle transitorischer Aktivposten sind im voraus bezahlte Unfallversicherungsprämien, voraus gezahlte Mieten, voraus gezahlte Steuern.

Typische Fälle transitorischer Passiva sind im voraus erhaltene Zinsen oder Mieten, im voraus erhaltene Provisionen. ( Ertrag erst im neuen Jahr. Bei transitorischen Passiven (passive Rechnungsabgrenzungsposten) ist der Zahlungsvorgang (Einnahme) im alten Jahr erfolgt; der Ertrag gehört ganz oder teilweise ins neue Jahr.

Antizipativa

Die Zahlung im neuen Jahr und der Ertrag / Aufwand für eine bestimmte Zeit liegt vor dem Bilanzstichtag. 

Beispiel:

Zum Schluss des Wirtschaftsjahres stehen die Zinsen für ein hingegebenes Darlehen, die halbjährlich nachschüssig fällig sind, noch aus. Es handelt sich um 1800,-

Charakteristik antizipativer Aktiva (sonstiger Forderungen): Ertrag ganz oder teilweise im alten - Einnahme erst im neuen Jahr.

Charakteristik antizipativer Passiva (sonstiger Verbindlichkeiten): Aufwand ganz oder teilweise im alten - Ausgabe erst im neuen Jahr.  (Typische Fälle antizipativer Passiva sind noch nicht bezahlte Löhne und Gehälter, noch abzurechnende Provisionsverpflichtungen.)
Merke:
Nach § 250 HGB dürfen als Rechnungsabgrenzungsposten nur



ausgewiesen werden:



( auf der Aktivseite Ausgaben vor dem Abschlußstichtag, soweit sie



   Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen: ARA;



( auf der Passivseite Einnahmen vor dem Abschlußstichtag, soweit sie



   Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen: PRA.

Zusammenfassung über die Aktivseite:
Insgesamt ist die Aktivseite nach der Liquidierbarkeit der Gegenstände sortiert. § 266 ist insgesamt nach der Lehre der „statischen Bilanzlehre“ geordnet. Ziel davon ist es am 31.12 eine Gegenüberstellung der Aufwendungen und Erträge zu haben. Die RAP fallen aus dieser Ideologie heraus da sie nach der dynamischen Bilanzlehre dort stehen. Hier geht es darum eine periodengerechte Abgrenzung zu erhalten. 

Kapitel 5.2. Gliederung der Passivseite

Die Passivseite ist danach gegliedert woher das Geld des U. stammt. Das Geld stammt entweder durch Eigenfinanzierung (EK aus Gewinnen einbehalten, „Thesaurierung“) oder man finanziert sich über Banken und Kredite ( Fremdfinanzierung

(3) Passivseite

A. Eigenkapital:


I
Gezeichnetes Kapital

II
Kapitalrücklage


III
Gewinnrücklagen
1. gesetzliche Rücklage

2. Rücklage für eigene Anteile
3. satzungsmäßigen Rücklagen
4. andere Gewinnrücklagen

IV
Gewinnvortrag / Verlustvortrag


V
Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag

B. Rückstellungen

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen

2. Steuerrückstellungen
3. sonstige Rückstellungen
C. Verbindlichkeiten

1. Anleihen, davon konvertibel;

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

3. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellung

4. Verblk. aus LL

5. Verblk. aus der Annahmen gezogner Wechsel und der Ausstellung eigener Wechsel

6. Verblk. gegenüber verbundenen Unternehmen

7. Verblk. gegenüber U. mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

8. sonstige Verblk. davon aus Steuern, davon im Rahmen der sozialen Sicherheit
5.2.1. Eigenkapital
(A)

zu I

das „gezeichnete Kapital“ ist unter § 272 I definiert. Wenn das U. Konkurs geht ist die Einlage des Gesellschafters verloren. Wenn dieser seine Einlage noch nicht voll bezahlt hat muss er dies bei Konkurs noch nachzahlen. Und wenn er eine „Nachschusspflicht“ Vereinbarung hat, muss er noch Geld nachreichen. Diese ist meist so hoch wie ein bestimmter Prozentsatz seiner Anteile. Eine „ eingeforderte, ausstehende Einzahlung“ auf das gez. Kapital kann es nur bei Namensaktien geben weil man dort weiß wird die Aktie gerade besitzt. (Ausweiswahlrecht)

31.12.01 31.12.01


A. ausst. Einz. 30.000       gez. Kap                       A. AV


gez. Kap. 100.000


Davon eingefor. 10.000                                          B. UV


nicht eingef. –20.000






          II Ford.

 
Eingefor. Kap = 80.000




                                          4. eingef. Ausst. Einz. 10.000

Zu II

„die Kapitalrücklage“ 

Beispiel:
Eine AG wird gegründet. EK: 500.000, Die Aktien werden zu 300% rausgegeben. Das heißt es 

ist eine Emission über Pari. Dies kann passieren wenn die Gewinnerwartungen für die Aktien sehr hoch sind. Eine Emission unter Pari ist verboten.  



Bilanz



Bank 1.2 Mio

A 
EK




I 
gez. Kapital
500.000 ( § 283 




II
Kap. RL

( § 272 II

1,2 Mio weil auch Kosten f. Emission

III
Gewinn RL

1. gesetzl. RL

2. Rücklage für eigene Anteile

3. satzungsmäßige Rücklage

4. andere Gewinnrücklagen






IV
Bilanzverlust


Die Kapitalrücklagen bestehen nach § 272 II aus 

(1) Agio (Differenz von Aktien Nennwert und tatsächlichem Ausgabepreis) Dieser Betrag steht also nicht etwa bei sonstigen Erträgen sondern hier!

(2) Wandelanleihen, Def.: nach ende der Laufzeit kann Gläubiger entweder Geld bekommen oder Aktien dafür (konvertibel/umtauschbar). Also entweder Gläubiger oder Gesellschafter. Zweites ist ein wirtsch. Vorteil für ihn also muss er dafür bezahlen.) Dieser Betrag steht hier. Die Wandelanleihe an sich steht beim FK weil sie wie ein aufgenommenes Darlehen für das U. ist. 

(3) Vorzüge, hat man z.B. bei den Vorzugsaktien in Form von dem Anspruch auf höhere Dividende. Der Mehrpreis gegenüber den Stammaktien ist auch hier unter der Kap. RL aus zu weisen

(4) Nachschüsse, In bestimmten Situationen (betriebliche Notsituationen wie etwa Zahlungsunfähigkeit) sind die Gesellschafter manchmal verpflichtet Nachschüsse in Form von Liquidität dem U. zu gegeben. Diese Zahlung taucht auch hier unter den Kapital RL auf! ( ist fei verfügbar, nicht im U. gebunden!

Zu III 1. Gesetzliche Rücklagen:

Unter III den Gewinn RL gibt es eine Sonderregelung. Die gesetzliche Rücklage muss nur von Akteingesellschaften und KGA`s nach § 150 II Aktiengesetz gebildet werden. Eine GmbH ist dazu nicht verpflichtet. Die Höhe der Einlage ist auch in dem § geregelt:

Nachdem vom Jahresüberschuss der Verlustvortrag abgezogen wurde, wird dieser Wert mit 0,05 multipliziert. Dieser Wert muss mind. so groß sein wie 10% des gez. Kapitals. Dieser Wert setzt sich also aus den 5% des bereinigten JÜ und den unter II Kap. RL Ziffern 1-3 zusammen. Solange die Kap. RL diese 10% des gez. Kap nicht erreichen wird immer das überschüssige Geld von JÜ hier dazu getan. 
Beispiel:
Das gez. Kap. War eben 500.000 . Davon 10% sind 50.000. Die gesetzliche Rücklage muss also mind. 50.000 betragen. Zunächst schaut man wie viel die Positionen unter II Kap. RL bringen. Angenommen das Agio ist dort der einige Wert mit 30.000 dann fehlen für die gesetzl RL noch 20.000. Bei einem angemessenen, beeinigten JÜ würden die 20.000 dann in die gesetzl. RL fließen.



VV –300.000



JÜ   320.000
                     20.000 * 5% = 1000 ( diese 1000 gehen auf jeden Fall i.d. gesetzl Rücklagen, bei  


höheren Beträgen bleibt der Rest der nicht in die gesetzl. RL musste als JÜ stehen. Wenn der VV den JÜ überwiegt, muß man logischerweise auch nichts daraus i.d. gesetzl. RL stellen.

III 2. Rücklage für eigene Anteile:
Hier kauft z.B. VW eigen Aktien um sich vor feindlicher Übernahme zu schützen,  unliebsame Aktionäre abzuwehren (Gadafi), Belegschaftsaktien,..... ( § 71 AktG. Diese Aktien werden immer im UV ausgewiesen weil sie nicht lange gehalten werden sollen. Wenn das U. eigene Aktien kauft, verringert sich der Bilanzgewinn. Das bedeutet es wird auch weniger Dividende ausgeschüttet. Dies hat Görge mit Buchungen erklärt die, niemand, mich eingeschlossen, verstanden hat!

III 3. satzungsmäßige Rücklagen:
Diese sind in der Satzung definiert. Es geht hierbei um RL zur erhaltung der U. Substanz. Wenn das U. Afa durchführt um Maschine abzuschreiben und Maschine ist nach Afa auch kaputt, dann reicht das Afa Geld nicht um eine neue Maschine dafür zu kaufen weil die Maschine ja teurer im Gegensatz zu früher geworden ist. Beträge die ich als U. eigentlich ausschütten könnte halte ich hierdurch also auch zurück um die neuen Realkosten für die neue Maschine auch ab zu decken!

III 4. andere Gewinnrücklagen
Dies ist ein Beschluss der HV Gewinne einzubehalten!

( Die Positionen IV und V beim Eigenkapital also Gewinnvortrag/Verlustvortrag und Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag  fallen weg wenn .........? ja wann Herr Görge? Ich glaube dies ist der Fall wenn der Gewinnvortrag oder Jahresüberschuss wie bei „gesetzlichen RL“ beschrieben schon dafür verrechnet wurde.

IV Gewinn /Verlustvortrag
Ist im § 153 AktG. geregelt. 

B. Rückstellungen

(5.2.2. § 249 HGB)

Unterschied: Rückstellungen / Rücklagen:
RL stehen generell nicht zur Ausschüttung an Aktionäre zur 






Verfügung. Ausnahme hierbei ist bei der Liquidation des U. RL 






gehören zum EK. Rückstellungen sind dagegen Verblk. Die 






eigentlichen Verblk. sind dem Zeitpunkt, dem Bestehen und der 






Höhe nach sicherer als Rückstellungen. Allgemein unterscheiden 






sich Schulden in:





ungewisse


gewisse

· Höhe z.B. Prozess

· Zeitpkt. Der Fälligkeit z.B. Garantie

· Ungewissheit in ihrem Bestehen (Prozess)

( nur für eine in den oben genannten Punkten ungewisse Verblk. wird als Rückstellung ausgewiesen!
( Rückstellungen nach der HaBil § geregelt in 249 I HGB und  für die SteuBil in § 5 EstG


Erklärung des Paragraphen:

Satz 1: 

· ungewisse Verblk. bedeutet z.B. Gewährleistungen mit rechtlichen Verpflichtungen aus AGB`s , hierunter fallen auch Kosten für den Steuerberater wenn dieser den JA aufstellt. Man weiß ja am Bilanzstichtag nicht wie hoch die Kosten dafür sind. 

· Drohende Verluste aus schwebenden Geschäften: dies bedeutet LL noch nicht erfolgt. Die schwebenden Geschäfte werden hier nicht bilanziert sondern dafür eine Drohverlustrückstellung gebildet. Dies ist steuerrechtlich allerdings verboten

· Schwebende Dauerschuldverhältnisse: dies steht nicht im Paragraphen, gehört jedoch hierzu. Bsp. dafür ist eine Pacht. Leasing Vertrag von 98 bis 2003, Monatsrate 5000 Euro, Also jedes Jahr 60.000 Euro Aufwand in der GuV, heute 2001 erfahre ich, das wenn ich den Vertrag heute abschließe , ich nur 4000 Euro zahlen müsste. Mir droht ab jetzt ein Verlust von 1000 Euro pro Monat. In den letzten 2 Jahren eine Summe von 24.000 Euro. 
( Für die HaBil habe ich für 2001 eine Rückstellungspflicht in Höhe von 84.000 euro ( 60.000 + 24.000). Steuerlich ist dies nicht erlaubt. 

Konten:
2001:


Leasing Aufwand

Rückstellungen


Bank
        60.000




24.000


        60.000

        24.000


       84.000


2002:


Leasing Aufwand

Rückstellungen


Bank
        60.000
   12.000


12.000
24.000


        60.000

        



Rückstellungen zum Teil auflösen



Weil Verlust nicht eingetreten ist

( Die Steuerbilanz ist 2002 und 2003 jeweils um 12.000 Euro niedriger weil hier keine Rückstellungen gebildet werden dürfen.

Satz 2.: 

· unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung. Diese müssen innerhalb von 3 Monaten erfolgt sein. 


Beispiel ist eine defekte Maschine, die noch läuft aber in neuen Jahr repariert wird. 

· Die Gewährleistung ohne rechtl. Verpflichtung ist zwingend zu bilden. Und meint etwa Kulanzverpflichtungen. Ist keine rechtliche Verpflichtung aber eine wirtschaftliche

· Unterlassene Abraumbeseitigung kommt etwa in der Braunkohleindustrie vor. Dies muss in mind. 12 Monaten passiert sein

Satz 3.: 

· ist ein Wahlrecht, dagegen sind Satz eins und zwei Pflicht. Dürfen gebildet werden für unterlassene Instandhaltung innerhalb von 4 bis 12 Monaten. Steuerlich allerdings unzulässig.

Weitere Rückstellungen die in dem Paragraphen beschrieben werden, ich aber die genaue Stelle nicht erkennen kann! ( :

Rückstellungen wenn mein Lieferant vergisst die Rechnung zu schicken:

Maschine



Rückstellungen 

100.000






100.000

§ 195 BGB besagt, die Rückstellung bleibt so lange bestehen, bis der Anspruch auf die Forderung nicht mehr besteht. Dies ist nach 2 Jahren. Die Forderung ist nicht erloschen sondern nur rechtlich nicht mehr durchsetzbar. Gerechnet wird von Bilanzstichtag zum Bilanzstichtag in 2 Jahren. In der Bilanz nach 2 Jahren zum 31.12 ist die Forderung (oder Verblk. je nachdem wie man es sieht) noch drin. Erst am 01.01 des dritten Jahres ist sie verjährt. Man muss sie dann auch auflösen weil sie keinen begründeten bestand mehr hat, sie würde nicht die tatsächlich U. Lage wiedergeben. 

Zusatz: 

· Wenn man die Fristen aus Satz 1 und 2 nicht einhält, gilt ein Rückstellungsverbot. 

· Wahlrechte in der HaBil sind Steuerrechtlich Verbote!

Rückstellungen für Großreparaturen:
Heute 2001, ich weiß Ende 2003 muss ich mein Atomkraftwerk für 120 Mio Euro warten und somit es ein halbes Jahr stilllegen. Nach § 294 bilde ich eine Rückstellung um die Aufwendungen über einzelne Jahre zu verteilen. Sonst hätte ich in 2003 einen Aufwand von 120 Mio und noch fehlende Erträge weil es stillgelegt ist. 

HaBil Konten:
2001



Aufwand


Rückstellungen




40 Mio. 





      40 Mio. 

2002



Aufwand


Rückstellungen




40 Mio. 





      40 Mio. 










      40 Mio. 

2003

Aufwand

Rückstellungen  

Bank






40
80

80

80


40



80
40






80

( In der SteuBil werden 2001, 2002 keine Rückstellungen gebildet. Der Gewinn ist also dort 40 Mio. höher als in der HaBil. 2003 ist der Aufwand in der HaBil 40 Mio. und in der SteuBil 120 Mio. 

Rückstellungen für Verletzung von Patentrechten § 5 III EstG 
Wenn ich ein fremdes Patent verletzt habe (egal ob Absicht oder nicht) muss ich eine Rückstellungen bilden. Steuerlich darf ich sie nur bilden wenn:

· der andere schon Ansprüche geltend gemacht hat (Schreiben vom RA)

· oder ich sicher mit solchen Ansprüchen bald rechne weil es überall ein Gerücht ist (Messe). 

Nach dem Steuerrecht muss ich wenn nach 3 Jahren keine Inanspruchnahme der Rückstellung stattgefunden hat die Rückstellung gewinnerhöhend auflösen. 

Nach Handelsrecht § 249 III 2. bleibt diese bis bestehen bis die Patentfrist abgelaufen ist. Also nach 30 Jahren. Danach muss ich sie auflösen. 

Rückstellungen für Jubiläumszuwendungen  § 5 IV EstG
Hier ist nicht das Firmenjubiläum gemeint sondern eines von einem einzelnen AN. Bsp.: Bei 10 Jährigem „sein“ in der Firma bekommt AN, Geld, Uhr, Münze,... dafür Rückstellung bilden weil ungewiss ist ob diese Zuwendung besteht (AN kann sterben oder U. verlassen). Nach der HaBil wird Rückstellung ab dem 1 Jahr gebildet und über 10 Jahre verteilt. Nach der SteuBil müssen zunächst 3 Kriterien erfolgt sein:

1. die 10 Jahre müssen absolviert sein

2. weitere 5 Jahre im U. bleiben (??? Hab  kein EstG irgendwas in der Art)

3. Schriftliche Zusage der Zuwendung

Nach der SteuBil wird also nach 11 Jahren eine Rückstellung gebildet. Sie beträgt 11/15 der Gesamtsumme. Vor den 11 Jahren wurde in der SteuBil nichts gebildet.  In den Jahren 12 bis 15 sind dann HaBil und SteuBil gleich in der Höhe der Rückstellung. 

Fragenkatalog zum SS 02

1.)


Behauptung: 
Alle Wahlrechte bei der Aufstellung des JA wirken sich auf den Gewinn aus!

Antwort:
Nein, bei Ausweißwahlrechten nicht. Wir kennen zwei Ausweißwahlrechte

· nach § 268 IV die „erhaltenen Anzahlungen auf Bestellungen“ welche man entweder als Verblk. oder auf der Aktivseite offen über die Vorräte absetzen kann. Es wirkt sich also auf die Bilanzsumme aus.

· Und wir kennen die „ ausstehenden Einzahlungen“ nach § 272 II HGB

2.)

Behauptung:
Alle Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung können von Unternehmen , gleich welchen Rechts, in Anspruch genommen werden!

Antwort:
Nein , die Bilanzwahrheit nach § 253 IV nicht. Danach dürfen Kaufleute Afa bilden ohne das eine Abnutzung oder Wertminderung stattgefunden hat. Kapitalgesellschaften ist dieser Regelung der § 279 I 1 vorgeschoben. 
3.)

Behauptung:
Der Gewinn oder Verlust nach der HaBil entspricht in der Regel dem steuerlichen Bilanzgewinn oder Verlust!

Antwort:
Haben wir direkt noch nicht behandelt. In der Praxis ist es meist so, dass der Steuergewinn von dem Handelsrechtlichen Gewinn abweicht weil viele Sachverhalte anders behandelt werden. Wir kennen das im Falle der Rückstellungen (Bsp. Drohende Verluste nach HaBil Rückstellungspflicht und steuerlich Verboten) und bei den Bewertungswahlrechten.

4.)

Behauptung:
Handelsrechtliche Bilanzierungsgebote sind steuerrechtlich auch Gebote!

Antwort:
Nein , bei Drohverlustrückstellungen ist das nicht so. Diese nach § 279 Gebot für HaBil und nach § 5 IV a EstG Verbote für die SteuBil!
5.)

Behauptung:
Unternehmen aller Rechtsformen dürfen bei vorübergehender Wertminderung im AV eine außerplanmäßige Afa bilden!

Antwort:
Kapitalgesellschaften dürfen es nach § 279 I 2. nur dann, wenn die Wertminderung bei Finanzanlagen, insbesondere bei WP ist.



Nicht Kapitalgesellschaften dürfen es nach § 253 II 3. (immer?)
6.)

Behauptung:
Wenn bei Vermögensgegenständen der Grund für die außerplanmäßige Afa entfallen ist muss zwingend eine Zuschreibung erfolgen!

Antwort:
§ 253 V, Kapitalgesellschaften müssen dann zuschreiben bis auf den Wert, der sich nach der normalen Afa ergeben hätte.

7.)

Behauptung:
In den JA sind sämtliche Vermögensgegenstände die dem U. zuzurechnen sind aufzunehmen!
Antwort:
Falsch. Nach § 246 sind zunächst alle Gegenstände auszuweisen. § 248 II macht dort allerdings Ausnahmen wie zum Bsp. beim Firmenwert. Siehe Bilanzierungswahlrechte
8.)

Behauptung:
Im Ja sind alle Vermögensgegenstände einzeln zu Bewerten!

Antwort:
Nein, es gibt zum Bsp. die Gruppenmethode § 240 IV, oder die Festbewertung § 240 III, oder das Verbrauchsfolgeverfahren § 256
9.)

Behauptung:
Bei der Bewertung im JA dürfen Veränderungen die nach dem Bilanzstichtag geschehen nicht berücksichtigt werden!

Antwort:
Falsch.Dies gilt nicht generell. Wenn  Risiken im UV abzusehen sind, etwa das eine Forderung ausfällt, muss ich diese, obwohl noch nichts damit passiert ist, niedriger bewerten. § 253 III 3. 
10.)

Behauptung:
Der Verkaufsgewinn von WP außerhalb der Spekulationsfrist beeinflusst den Gewinn in der HaBil und SteuBil nicht!

Antwort:
Falsch, wird beeinflusst. Die Spekulationsfrist gilt nur für Privatleute. Für das U. ist es egal wie lange die WP gehalten werden. Es ist somit ein normaler Geschäftsvorfall und beeinflusst die HaBil positiv. Durch die Maßgeblichkeit also auch die SteuBil hoch!
11.)

Behauptung:
Die Schlussbilanz eines Jahres muss generell auch mit der Eröffnungsbilanz des nächsten Jahres übereinstimmen!

Antwort:
Nein. Bei Personengesellschaften gilt, wenn ein Teilhaber ausscheidet verändern sich Vermögensverhältnisse. Bei Kap.Gesell. ist es allerdings schon immer gleich. Ausnahme hier ist, wenn das U. zerschlagen wird. 
12.)

Behauptung:
Alle Kapitalgesellschaften müssen einen Anlagespiegel erstellen!

Antwort:
Nein. Nach § 274 a 1 müssen es kleine Kap. Gesell. Nicht tun.
13.)

Behauptung:
Alle Kap. Gesell. Sind verpflichtet ihren JA prüfen zu lassen!

Antwort:
Nein. Nach § 316 I sind kleine Kap. Gesell. Nicht dazu verpflichtet.

14.)
Behauptung:
Alle Kap. Gesell. Kommen bei der Offenlegung des JA mit dem Bundesanzeiger in Kontakt!

Antwort:
Ja. Große KG`s müssen alles aus § 325 dort veröffentlichen und beim Amtsgericht hinterlegen. Nach § 325 I und II müssen kleine und mittlere Kap. Gesell. Nur beim Amtsgericht alles einreichen und beim Bundesanzeiger einen Vermerk hinterlassen wo die Unterlagen zu finden sind. In Berührung kommen somit trotzdem alle Kap. Gesell. 
15.)

Behauptung:
Die im Vorjahresabschluss angewandten Bewertungsmethoden sind auch im Folgejahr anzuwenden!

Antwort:
Nein. Bei einer Übernahme z.B. nicht der Fall. Siehe Kapitel 3.3. Bewertungsstetigkeit
16.)

Behauptung:
Afa im JA dürfen ausschließlich bei eintretenden Wertminderungen gebildet werden!

Antwort:
Falsch. Das Fördergebietsgesetz nach § 254 und Afa nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung § 253 IV (Afa damit Geld im U bleibt bei KG) bilden hier Ausnahmen.
17.)

Behauptung:
Handelsrechtliche Bilanzierungshilfen führen bei der steuerlichen Gewinnermittlung zu Bilanzierungspflicht!

Antwort:
Ja. Bilanzierungshilfen sind nach § 269 z.B. die Kostem für die Einführungswerbung eines neuen Produkts. In der HaBil ist dies Pflicht. Nach der SteuBil dürfen diese aber nicht aktiviert werden.  Aktivierung würde bedeuten die Kosten werden kein Aufwand in der GuV sondern ein Bilanzwert. Obwohl das ja besser für Fiskus wäre will er das nicht weil in die SteuBil nur Wirtschftsgüter hinein sollen.

Alte Klausuraufgabe:

Nenne Beispiele für Rückstellungs- Gebote / Wahlrechte und Verbote nach der HaBil!

Gebote:


1. unterlassene Instandhaltung, Gebot in den ersten drei Monaten des Folgejahres muss es geschehen. 

2. ungewisse Verblk. 

3. drohende Verluste aus schwebenden Geschäften

Wahlrechte:

1. unterlassene Instandhaltung, Wahlrecht wenn Maßnahme in den Monaten 4 bis 12 danach geschieht. 

2. Rückstellungen für Großreparaturen

Verbote:

1. unterlassene Instandhaltung, Verbot wenn es erst im übernächsten Jahr oder noch später geschehen soll. 

2. Abraumbeseitigung, muss im nächsten Jahr geschehen sonst ist es ein Verbot. 

( Das Steuerrecht sagt dazu, dass die HaBil Gebote, auch nach dem Maßgeblichkeitsgrundsatz für die SteuBil gelten. Ausnahme hierbei sind die drohenden Verluste aus schwebenden Geschäften nach § 5 IV a EstG. 

5.2.3. Verbindlichkeiten
( § 266 III c)

Allg. können kleine Kap. Gesell. Die Positionen 1-8 zusammenfassen!

C. Verbindlichkeiten

       1 .     Anleihen, davon konvertibel;

2.
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten

3. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellung

4. Verblk. aus LL

5. Verblk. aus der Annahmen gezogner Wechsel und der Ausstellung eigener Wechsel

6. Verblk. gegenüber verbundenen Unternehmen

7. Verblk. gegenüber U. mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

8. sonstige Verblk. davon aus Steuern, davon im Rahmen der sozialen Sicherheit

1. Anleihen, davon konvertibel

Anleihe ist eine festverzinsliche Schuldverschreibung. Es ist eine auf dem Kapitalmarkt aufgenommenen Verblk. Ein Bankkredit etwa holt man sich auf dem Geldmarkt. Konvertibel bedeutet man kann die Anleihe am Ende der Laufzeit in Aktien wandeln. 

2. Verblk. gegenüber Kreditinstituten

Es sind sowohl Verblk. aus den laufenden Geschäften gemeint, wie auch echte Bankkredite. Diese Verblk. werden auch mit ihren Laufzeiten angegeben. Nach § 268 V sind alle Verblk. bis zu 1 Jahr hier auf zu führen und nach § 285 II alle Verblk. mit einer LZ von mehr als 5 Jahren. Alle anderen Verblk. hier haben eine LZ dazwischen. 

Exkurs:

Fristigkeiten werden auch auf der aktiv Seite angeben und zwar bei den Forderungen. Man nimmt eigentlich an, Forderungen werden innerhalb 1 Jahres eingezahlt. Alle Forderungen die LZ über ein Jahr haben werden dort mit LZ vermerkt.  Weiterer Exkurs: Bei Kap Gesell. Werden diese angegeben weil nach § 264 II (True and Fair View) das tatsächliche Bild von Finanz, Vermögens und Ertrag dargestellt werden soll. Dies ist Generalnorm für Kap. Gesell. Die für Nicht Kap. Gesell., Personengesell. Wo mind. 1 Vollhafter besteht gelten die GoB. Dort z.B. AK nie überschreiten. Konflikt 264 II und GoB. 
3. erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen

Der Kunde hat bezahlt und wir liefern erst nach dem Bilanzstichtag. Alternative hierzu: Die Anzahlung offen von den Vorräten absetzen. Also auf der Aktivseite ausweisen. Steht ein Minus davor, welches dazu führt dass die Bilsumme beeinflusst wird. Danach kann sich richten on KG klein/mittel oder groß nach HGB ist. Siehe Seite 10. 

4. Verblk. aus LL

Wir haben etwas erhalten und noch nicht bezahlt. Nehmen also Lieferantenkredit in Anspruch. 

5. Verblk. aus Schuldwechseln und der Ausstellung eigener Wechsel
Schuldwechsel ist ein Wechsel aus dem Kreditgeschäft. Handleswechsel wäre eben dann aus Handelsgeschäft. 

6. Verblk. gegenüber verbunden Unternehmen

Ein verbundenes U. hat man , wenn man beherrschenden Einfluss hat. Zum Bsp . können auch einzelne Tochterunternehmen Forderungen gegeneinander haben. Im Konzernabschluss müssten dann alle Ford. Und Verblk. hier Null ergeben. (konsolidiert, aufgerechnet) Dies ist nicht der Fall wenn es einem Tochter U. schlecht es das andere wegen verzögerten Zahlungen eine EWB machen muss. 

7. Verblk. gegenüber Beteiligungsunternehmen

Ein Beteiligungsu. besteht wenn das Mutteru. einen Maßgeblichen Einfluss besitzt. Es kann selber keine aktiven Rechte ausüben aber es ein gewisses Verhinderungsrecht. 

8. sonstige Verblk. 

Auffangposten für z.B. Umsatzsteuerverblk., Verblk. aus Lohn und Gehaltszahlung, Soz. Vers. Beiträge, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag, Kaution aus Vermietung von Gebäuden

Außerdem werden sie wie folgt ausgewiesen:






2001


2000
8. sonstige Verblk. 


600.000
...........


(- davon RLZ< 1 Jahr 

150.000)
...........


(- davon RLZ >5 Jahre

200.000)
............


(- davon soziale Sicherheit 
60.000)

...........( Krankenkassbeiträge, Betriebsrente § 265 II 1, damit


(-davon aus Steuern

75.000)

.........   es nicht zuviel hier wird oft LZ mit im Anhang)
Wie bewertet man Verblk?
( Unterschied HaBil und SteuBil zunächst hier keine Unterschiede!

PRAP:

§ 250 I. Einnahmen bis zum Bil Stichtag, der Ertrag für eine bestimmte Zeit erst nach dem Bil Stichtag
Kapitel VI


Gewinn und Verlustrechnung
6.1. Gesamtkosten- / Umsatzkostenverfahren § 275 II und III HGB

Die Bilanz  kann nach Staffelform (nur Pers.Gesell. S.25) oder Kontoform (müssen alle Kap.Gesell. nach § 266 I1. für kl. Erleichtert.) aufgestellt werden.

Die GuV muss nach § 275 I 1. von allen Kap. Gesell. In Staffelform aufgestellt werden.

Gesamtkostenverfahren: § 275 II ( Ertragsarten (Mieterträge, Umsatz, Zinserträge,...) gegenüber Aufwandsarten (bezogene Fremdleistungen, Afa, Lohn,...))

1-4
Betriebserträge

5-8 Betriebsaufwendungen

( bilden das Betriebsergebnis (1-8)

9-11 Finanzerträge

12+13
Finanzaufwendungen

( + das Finanzergebnis = Geschäftsergebnis (Nr. 14)

15
a.o. Erträge

16
a.o. Aufwendungen

( a.o. Ergebnis (Nr. 17)

18
Ertragssteuern

19
sonstige Steuern

( - das Steuerergebnis = Jahresergebnis (JÜ oder JF)

Exkurs: 
Bei der Personengesellschaft werden die Gewinnanteile der Gesellschafter besteuert. Dies ist also kein Aufwand in der GuV. Bei Kap. Gesell. schon. 

Umsatzkostenverfahren: § 275 III  (es fehlen hier Personalkosten, Afa, ... solche gehen dann zu den

 Umsatzkosten oder der Verwaltung dazu)

1
Umsatzerlöse

2 
Umsatzkosten



( Bruttoergebnis vom Umsatz (Nr.3)

4,5,7
andere Betriebsaufwendungen

6 andere Betriebserträge


( Saldo hiervon ergibt = Betriebsergebnis (1-7)
8-10 Finanzerträge

11+12
Finanzaufwendungen


( Finanzgewinn = Geschäftsergebnis (Nr.13)

14
a.o. Erträge

15
a.o. Aufwendungen


( a.o. Ergebnis  (Nr. 16)

17
Ertragssteuern

18
sonstige Steuern


( Steuerergebnis = Jahresergebnis

( beide Verfahren gleich d.h. die Zwischenergebnisse wie etwa das Betriebsergebnis müssen gleich sein. Wenn man sich für eine dieser Methoden entschieden hat, muss man sie auf Grund der Darstellungsstetigkeit § 265 I auch weiter fortführen!

Erläuterungen zu den einzelnen Posten: § 275 anschauen, will ich hier nicht abtippten!

§ 275 II und III 1. Umsatzerlöse:
alle Einnahmen aus der Durchführung des Geschäftsziels. Genaue Def.: § 277 I. Bsp.: Fraport, Mieterträge von den Geschäften in den Hallen, Start und Landegebühren, Parkgebühren und Boden u. Verkehrsdienste;


§ 275 II 2. Bestandsveränderungen:


Bilanz

	B Umlaufvermögen
	31.12.01
	31.12.00
	Saldo 
	Erklärung

	I Vorräte
	
	
	
	

	1. RHB
	650.000
	480.000
	+170.000
	( wurden beim Einkauf als Aufwand verbucht, sind aber noch da. Also Gutschrift auf Konten. Der Aufwand Wareneinkauf bekommt 170.000 ins Haben als Gutschrift. Bestand RHB 170.000 im Soll dazu!

	2. UE
	900.000
	1.100.000
	-200.000
	( Diese BV und die der FE werden verrechnet und kommen in § 275  II 2. 

	3. FE / HW
	700.000
	600.000
	+100.000
	(  dieser Wert zunächst egal. Es geht um FE und HW werden gesondert behandelt

	    Davon FE
	400.000
	150.000
	+250.000
	( werden verrechnet mit UE und kommen in § 275 II 2. 

	   Davon HW
	300.000
	450.000
	-150.000
	( das Konto Handelswarenbestand hat im Haben 150.00 weniger

	
	
	
	
	


Sonderfälle innerhalb der Bestandsveränderungen. § 277 II

Wenn eine außerordentlich Hohe Afa vorgenommen werden muss ist die Frage ob sie hier einfach mit einfließt und die Vorräte mindert oder gesondert unter § 277 II 7b aufgeführt wird. 

Beispiel: Eine solche a.o. Afa kann bei Vorräten eines Designers passieren, der seine fehlgeschlagene Kollektion nicht verkaufen kann. Die HK waren 15 Mio. Er kann sie nächsten Jahr nur noch für ca. 2 Mio. verkaufen. Wir befinden uns im UV also muss NWP. Auf den beizulegenden Wert schreibt man nur bei UE ab. Haben aber FE. Wir müssen hier also auf den Börsen oder Marktpreis abschreiben. Allerdings müssen auch die zusätzlichen Verwaltungskosten für das nächste Jahr mit bedacht werden, wie etwa Lagerung. Also ergibt sich ein Wert von ca. 1,6 Mio. Die 15 Mio. können so nicht stehen bleiben wegen dem Imparitätsprinzip / Vorsichtsprinzip. Eine Afa von ca. 12,5 Mio. muss dann unter § 277 II 7b ausgewiesen werden. Unter diesem Posten befinden sich alle a.o. Afa`s.  

§ 275 II 4. sonstige betriebliche Erträge:

Erträge die nicht beim unmittelbaren Geschäftszweck anfallen 

§ 275 II 15. a.o. Erträge:
a.o. Erträge entstehen meist nur bei Grundstücksverkäufen. Alle anderen Erträge fallen sonst unter § 275 II 4. 

§ 275 II und III Finanzergebnis:
entsteht durch sämtliche Finanztransaktionen

§ 275 II und III Jahresergebnis:
Das Jahresergebnis ist nicht das Ende der GuV. Sie wird unter § 158 AktG. fortgeführt. 

( Zusatz: Der Posten IV und V auf der Aktivseite des EK kann theoretisch wegfallen wenn der 

gesamte Gewinn in Rücklagen behalten wird. Der Dividendenausschüttungsbetrag ordnet man in diesem Fall dann einfach den sonstigen Verblk. zu. Der Gewinnvortrag und Jahresüberschuss könnten also wegfallen. 
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